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Einleitung. 

Von jeher nahmen in dem Gebiete des Ur* 
heberrechts die Zeitungen eine Sonderstellung 
ein. Wenn man auch allgemein anerkannte, 
daß einem Schriftwerke lediglich deswegen , 
weil es in einer Zeitung erscheine, der ihm als 
geistigem Produkte zukommende urheberrecht- 
liche Schutz nicht abgesprochen werden dürfe, 
so war doch stets dem Abdrucke der Zeitungs- 
beiträge gegenüber eine gewisse Konnivenz 
üblich. Den Grund für diese sah man teils in 
der meist nur ephemeren Bedeutung des Zei- 
tungsinhalts, teils in dem Mangel an individuell 
geistigem Gepräge, der einen großen Teil der 
Zeitung kennzeichne, teils auch in dem berech- 
tigten Interesse der Allgemeinheit an schneller 
Kenntnisnahme wichtiger Tagesereignisse und 
endlich in den Wünschen vieler Zeitungsschrift- 
steller selbst, die in ihren Beiträgen enthaltenen 
Gedanken möglichst weit verbreitet zu sehen. 

Diese und ähnliche Erwägungen waren es 
auch, die sich dem Bestreben, den Grundsatz des 
allgemeinen Schutzes aller geistigen Erzeugnisse 
ausnahmslos auch auf den Zeitungsinhalt anzuwen- 
den, hindernd in den Weg stellten. Die eigen- 
artigen Verhältnisse des Zeitungswesens machen 
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die Durchbrechung des das Urheberrecht be- 
herrschenden Schutzprinzips notwendig. „Alle 
Zeitungen"; sagt ein Gutachten des Königlichen 
literarischen Sachverständigen- Vereins i) in rich- 
tiger Erkenntnis der Bedürfnisse des praktischen 
Zeitungsbetriebes, „auch die besten, leben zum 
Teil vom Abdruck aus anderen Zeitungen. 
Wollte ein Gesetz dies positiv verbieten, so 
wurde es die Zeitungen, diesen wichtigen Teil 
der Literatur, dieses Lebenselement der neueren 
Zeit geradezu vernichten, oder die Natur der 
Sache würde mächtiger werden als das Gesetz." 
' Der Mangel an bestimmten gesetzlichen Vor- 
schriften und die damit verbundene Unsicherheit 
in der Rechtssprechung über die Grenzen der 
Abdrucksfreiheit im Zeitungswesen führten natur- 
gemäß zu den größten Mißständen. So trat an 
den Gesetzgeber die überaus schwierige 2) Auf- 
gabe heran, für den Umfang des Rechtsschutzes 
im Zeitungswesen eine gesetzliche Regelung zu 
finden, die einerseits den urheberrechtlichen Be- 
fugnissen der Zeitungsschriftsteller, andererseits 
der publizistischen Natur der Zeitung gerecht 
würde. Nach den weniger bemerkenswerten 
Versuchen einiger Partikularstaaten 3), das Recht 

^) HbydxmANN-Dambach, Die prenfiische Nachdrucksgesetz- 
gebuDg, Berlin 1863, Gutachten vom 14. April 1849, Seite 197. 

^ Vergl. RÖTHLISBBRGBR, Das Urheberrecht an Prefler«eiig- 
nissen in dem Börsenblatt ffir den deutschen Buchhandel, Jahr- 
gang 1898 Nr. 133 Seite 4048 ff. 

V Vergl. die Zusammenstellung der diesbezflglichen Be- 
stimmungen bei OSTBRRISTH, Der gewerbliche Rechtsschutz im 
Zeitungswesen in dem IT. Jahrgang der Zeitschrift «Gewerbl. 
Rechtsschutz und Urheberrecht", Berlin 1897 ^r. 2 Seite 37. 
In Betracht kommt hiemach das sachsen-coburg-gothaisch^ 
Patent vom 18. September 1828, das den Wiederäboruck poli- 
tischer Aufsätze für frei erklärte, »wenn er zur Bestätigung 
oder Widerlegung politischer oder historischer Sätze dienen 
soll" (§ 6 Abs. 2), ferner das österreichische Patent von 1846, 
das die Aufnahme von «Aufsätzen und Gedichten usw. in Zeit- 



— 7 — 

an Zeitungsartikeln klarzulegen, fand die Materie 
eine ausführlichere Behandlung zuerst im Reichs- 
gesetzt vom n. Juni i8yo betreffend das Ur- 
heberrecht an Schriftwerken usw. Die Schwie- 
rigkeit der legislatorischen Aufgabe trat bei den 
parlamentarischen Kämpfen l) deutlich hervor. 

Der Gesetzentwurf vom 14. Februar 1870 
hatte in dem § 6 die Bestimmung enthalten: 

Als verbotener Nachdruck ist nicht an- 
zusehen: 

c) Der Abdruck von tatsächlichen Berichten 
(sog. Zeitungsnachrichten), Leitartikeln 
und Korrespondenz -Artikeln aus Zeit- 
schriften und anderen öffentlichen Blät- 
tern, vorausgesetzt, daß die Quelle deut- 
lich angegeben ist. 

Diese Vorschrift, die zwar das allgemeine 
urheberrechtliche Schutzprinzip in bestimmten 
Punkten auf Grund der Erwägung durchbricht, 
„es müsse das strenge Privatrecht des Autors 
den Bedürfnissen des allgemeinen literarischen 
Verkehrs und den aus der publizistischen Natur 

Schriften oder periodische Blätter" unter der Bedingung c^e- 
stattet, dafi die Quelle ansdrOcklich angegeben sei, und dafi 
tue entlehnten Aufsätze im Laufe eines Jahres nicht mehr als 
zwei Druckbogen ausmachen (§ 5 b), endlich das bayerische 
GesetM vom 15* April 1840, das Nachrichten, Auszüge, Aufsätze 
und Abhandlungen, welche in öffentlichen Blättern erscheinen, 
für schutzlos erklärt (Art a), und das neuere bayerische Geseta 
von 1865, das den Abdruck von politischen Artikeln freigibt, 
andere Artikel nur dann schützt, wenn .der Urheber des Ar- 
tikels in der Zeitung selbst, in welcher der Artikel erschienen 
war, förmlich erklärt hatte, daO er den Abdruck untersage* 
und auch für den erlaubten Abdruck stets Quellenangabe vor- 
schreibt (Art. 9V 

1) Vergl. WAcHTBR, Das Autorrecht nach dem gemeinen 
deutschen Recht, Stuttgart 1875 § 8 Anm. a; Dambach, Die 
Gesetzgebung des Norddeutschen Bundes usw., Berlin 187 t 
Seite 85 ff. ; Rlostbrmann, Das Urheberrecht an Schrift- und 
Kunstwerken usw., Berlin 1876 Seite 53; ScBBBLB, Das deutsche 
Urheberrecht, Leipzig 189a Seite 50. 
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der Zeitungen sich ergebenden Konsequenzen 
weichen" 1), die aber doch den Grundsatz der 
Gleichstellung der Zeitungsartikel mit anderen 
schut^sfähigen Geisteserzeugnissen als Regel er- 
kennen läßt, erlitt im Laufe der parlamentari- 
schen Verhandlungen erhebliche Abänderungen. 
Das Recht des Urhebers trat hinter den publi- 
zistischen Rücksichten und den Rücksichten auf 
die Bedürfnisse des literarischen Verkehrs immer 
mehr zurück, und der Schutz des Zeitungsinhalts 
erschien bald nicht als Regel, sondern als Aus- 
nahme von der allgemein zugestandenen Ab- 
drucksfreiheit. 2) Das Gesetz vom ii. Juni 1870 
brachte in dem § 7 folgende endgültige Fassung 
der zu regelnden Materie: 

Als Nachdruck ist nicht anzusehen: 
b) Der Abdruck einzelner Artikel aus Zeit- 
schriften und anderen öffentlichen Blättern 
mit Ausnahme von novellistischen Erzeug- 
nissen und wissenschaftlichen Ausarbei- 
tungen sowie von sonstigen größeren 
Mitteilungen, sofern an der Spitze der 
letzteren der Abdruck untersagt ist. 

In Anbetracht der durchaus billigenswerten 
Grundsätze, welche bezüglich der Grenzen der 
Abdrucksfreiheit im Zeitungswesen die Wissen- 
schaft 3) und die Praxis^) entwickelt hatten, muß 
die Bestimmung des § 7 des Gesetzes vom 
II. Juni 1870 vom Standpunkte des Urheber- 

^) Motive Seite 24. 

*) Vergl. hierüber OSTBRRIBTH a. a. O. Seite 38. 

') JOLLY, Die Lehre des Nachdruckes nach den Beschlüssen 
des Deutschen Bundes, BeUageheft zum Archiv für zivilistische 
Praxis Band 35, Heidelberur 1853 Seite 109 ff.; WAchtbr» Das 
Verlagsrecht, Stuttgart 1857 Seite 174 ff.; KlOSTBRMANN, Das 
geistige Eigen tum, Berlin 1867 Seite 155 ff. 

*) Hbyobmann - Dambach a. a. O. Seite XVIII, Seite 173 
bis aoo. 
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rechts aus als ein Rückschritt bezeichnet wer- 
den. Sie machte den größten Teil der Zeitung 
zum Freigut und gab damit die Rechte der Ur- 
heber schutzlos der Ausbeutung preis, die sich 
unter dem Deckmantel der unklaren Fassung 
des Paragraphen zu einem wohldurchbildeten 
Plünderungssystem gewissenlosester Art ent- 
wickeln konnte. 1) 

Eine Abänderung der geltenden Vorschriften 
und die Verstärkung des Schutzes der Tages- 
presse schien diesen Mißständen gegenüber 
dringend geboten, umsomehr, als es galt, die 
deutsche Gesetzgebung nicht länger in Rück- 
stand hinter der internationalen Rechtsentwick- 
lung zu lassen, die durch die Bestimmung 
des Artikels 7 der sog. Berner Konvention 
(Uebereinkunft betreffend die Bildung eines 
internationalen Verbandes zum Schutze von 
Werken der Literatur und Kunst vom p. Sep- 
tember 1886^)^ später abgeändert durch die 
Pariser Zusatsakte vom 4, Mai i8p6Jy ^) 
in der Anerkennung des Urheberrechts an 
Zeitungsartikeln das deutsche Recht überflügelt 
hatte. 

Der hohe Wert eines entwickelten inter- 
nationalen Rechtsschutzes gerade für das Zei- 
tungswesen ist unverkennbar. Das Interesse 
des Zeitungslesers erstreckt sich nicht nur bis 

*) Vcrgl. Beiträge sum Urheberrecht^ Leipzicr 1896 Seite 68, 
69 zu $ 7 b : .Diesen Absatz hält der AusschaO für einen der 
bedenklichsten des ganzen Gesetzes, weil damit ein aus- 
gedehnter Unfug getrieben wird. Er ermöglicht die Existenz 
einer grofien Anzahl von groOen, kleinen und kleinsten Zeitun- 
gen, aie lediglich von Raub und PIQnderung anderer Blätter 
leben. Je gründlicher das künftige Gesetz diesem Unfug steuern 
kann, einen um so besseren Dienst wird es dem Volke und 
dem ehrenhaften Geschäftsbetrieb leisten." 



^ Reiclisgesetzblatt 1887 Seite 493 fr. 
") Reichsgesetzblatt 1897 Seite 759 ff. 
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zu den Greozen des engeren Kreises, es wendet 
sich gleich lebhaft auch allen den Ereignissen 
ZU) die sich in der Feme auf der großen Bühne 
des Welttheaters abspielen. Die Bedeutung 
einer Zeitung endet nicht in dem Erscheinungs- 
ort, nicht in dem Erscheinungsland. Die PreO- 
erzeugnisse sind bestimmt, in die weite Welt 
hinaus zu wandern, und haben ein wohlbegrün- 
detes Recht darauf, daß sie nicht außerhalb des 
Vaterlandes als vogelfrei gelten und schutzlos 
jeder unberechtigten Verwertung preisgegeben 
sind. So erklärt sich die Notwendigkeit, eioe 
Abhandlung über die Grenzen der Abdrucks- 
freiheit im Zeitungswesen nicht auf das interne 
Recht zu beschränken, sondern auch den inter- 
nationalen Rechtsbeziehungen eine ihrer Bedeu- 
tung entsprechende Berücksichtigung zu teil 
werden zu lassen. 

Im Hinblick auf die kosmopolitische Stellung 
der Zeitung war es durchaus zweckdienlich, die 
Neugestaltung des Rechtes an Zeitungsartikeln 
möglichst den für das Berner Verbandsland auf- 
gestellten Normen anzupassen. Der § 17 des im 
Sommer 1899 ^^™ Reichsjustizamt den Bundes- 
regierungen zur Beurteilung zugestellten Urheber- 
gesetzentwurfes bestimmte : 

Als Nachdruck ist es nicht anzusehen, 
wenn ohne wesentliche Aendcrung des In- 
halts : 

1. aus Zeitungen oder aus Zeitschriften 
tatsächliche Mitteilungen abgedruckt 
werden, die zu den Tagesneuigkeiten 
oder vermischten Nachrichten gehören; 

2. aus Zeitungen einzelne Artikel abge- 
druckt werden, die nicht mit dem Ver- 
bote des Nachdrucks oder einem all- 
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gemeinen Vorbehalte der Rechte ver- 
sehen sind. 
Wer nach Maßgabe dieser Vorschriften 
den Abdruck bewirkt, hat die Quelle deut- 
lich anzugeben. 

Der Abdruck von Ausarbeitungen wissen- 
schaftlichen, technischen oder unterhaltenden 
Inhalts ist in jedem Falle unzulässig. 

Wie der ganze Entwurf, so rief auch der 
§17 eine lebhafte öffentliche Kritik hervor. 
Die kritischen Bemerkungen i) bieten teilweise 
schätzenswertes Material zur Auslegung der end- 
gültigen gesetzlichen Fixierungen und werden 
an gegebenem Orte Beachtung finden. 

Unter Verwertung dieses kritischen Mate- 
rials, aber doch in wesentlicher Aufrechterhal- 
tung des Entwurfs brachte die am 8. Dezember 
1900 gleichzeitig mit einer Begründung dem 
Reichstage vorgelegte Regierungsvorlage 2) in 
ihrem § 18 die Vorschrift: 

Als Nachdruck ist es nicht anzusehen, 
wenn aus Zeitungen einzelne Artikel ab- 
gedruckt werden, die nicht mit einem Vor- 
behalte der Rechte versehen sind; dies gilt 
jedoch nur, wenn die Wiedergabe sinngetreu 
erfolgt. Der Abdruck von Ausarbeitungen 
wissenschaftlichen, technischen oder unter- 

^) FiscHBR, Zur Neuregelung des Nachdrucks- und Verlags- 
rechts im Zeitnngswesen in der Festgabe (dt WiLKS, Berlih 
1900 Seite 61 (f.; Verkandiunfren des anOerordentlichen Aus- 
schusses für Urheber- und Verlagsrecht, Beilage zu Nr. 375 des 
Börsenblattes fOr den deutschen Buchhandel, Leipzig, Jahrgang 

1899 Seite II — 13; Tr^umAnn, Der Entwurf des neuen Urhel>er- 
rechtsgesetzes und die öffentliche Kritik in der Zeitschrift Ge- 
werblicher Rechtschutz und Urheberrecht 5. Jahrgang, Berlin 

1900 Seite 86, sowie die dort angefahrte Literatur. 

*) Reichstagsverhandlungen la Legislatnr-Feriode IL Ses- 
sion Anlageband i. Nr. 97 der Drucksachen Seite 37 ff. (Be- 
grQndung zu § 18), 
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haltenden Inhalts ist, auch wenn ein Vor- 
behalt der Rechte fehlt, unzulässig. 

Vermischte Nachrichten tatsächlichen In- 
halts und Tagesneuigkeiten dürfen aus Zei- 
tungen oder Zeitschriften stets abgedruckt 
werden. 

Wer auf Grund des Abs. i, 2 den Ab- 
druck von Schriftwerken bewirkt, hat die 
Quelle deutlich anzugeben. 

Die Regierungsvorlage wurde in erster 
Lesung ^) an eine Kommission von 21 Mit- 
gliedern (XI. Kommission) überwiesen, welche 
sich sehr eingehend mit dem Umfang der Ab- 
drucksfreiheit im Zeitungswesen beschäftigte. 
Der Bericht der XI. Kommission^) und seine 
Kritik 3) werden deshalb mehrfach in den Kreis 
unserer Betrachtungen zu ziehen sein. Ueberaus 
ausführliche Beratungen 4) hatten schließlich fol- 
gende in das Reichsgesets betreffend das Ur- 
heberrecht an Werken der Literatur und 
Tonkunst vom ip. Juni ipoi aufgenommene 
Fassung zum Ergebnis: 

§ iS, 
Zulässig ist der Abdruck einzelner Artikel 
aus Zeitungen, soweit die Artikel nicht mit 
einem Vorbehalte der Rechte versehen sind, 
jedoch ist nur ein Abdruck gestattet, durch 
den der Sinn nicht entstellt wird. Bei dem 
Abdruck ist die Quelle deutlich anzugeben. 



*) Reichstages Verhandlungen lo. Leg.Per. II. Sess. stenogr. 
Berichte Band I Seite 5!*a A, 537 D, 545 B, 549 C, 552 C, 559 A. 

^) Reichstagsverhandlungen 10. Leg.>Per. II. Sess. Anlage- 
band II Drucksachen Nr. 314. 

*) OSTBKRIBTH, Die Urheberrcchtsvorlagc und die Be- 
schlüsse der II. Reichstags- Kommission, Berhn 1901 Seite 10 ff. 

*) Stenogr. Berichte a. a. O. Seite 2174 flf., 2435, 244a. 
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Der Abdruck von Ausarbeitungen wissen- 
schaftlichen, technischen oder unterhaltenden 
Inhalts ist, auch wenn ein Vorbehalt der Rechte 
fehlt, unzulässig. 

Vermischte Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
und Tagesneuigkeiten dürfen aus Zeitungen 
oder Zeitschriften stets abgedruckt werden. 

I. Haupttell: Allgemeines. 
1. Zeitungen und Zeitschriften. 

§1. 

Unter Zeitungen im weiteren, auch Zeit- 
schriften mitumfassenden Sinne versteht man 
periodische, d. h. in gewissen Zeitabständen er- 
scheinende Schriften, die aus mehreren, : nicht 
zusammenhängenden, nach bestimmten Gesichts- 
punkten geordneten Beiträgen bestehen und 
ihrem Zwecke nach für das lesende Publikum 
bestimmt sind. Zu den Zeitungen im Sinne des 
Gesetzes gehören sonach nicht die sog. 2>2- 
iungskorrespondenzeti^ gleichfalls periodisch er- 
scheinende Schriften mannigfachen Inhalts, die 
bekto-, litho-, metallo-, authographiert, oft aber 
auch in Druckform, an die Zettungen als re- 
daktionelle Beiträge gesendet werden. Für 
diese sind, solange die einzelnen Artikel nicht 
in eigentlichen Zeitungen veröffentlicht sind, die 
allgemeinen Bestimmungen des Urheberrechts 
maßgebend, i) 

Der § i8 macht einen Unterschied zwischen 



1) KlostbrmAnn, Das Urheberrecht an Schrift- und Kunst- 
werken usw., Berlin 1876 Seite 56; WÄCHTER, Das Autorrecht 
nach dem )|;eme'inen deutschen Recht, Stutt^^art 1875 Seite 83; 
Allpbld, Kommentar zu den Gesetzen vom 19. Juni 1901, 
München 1902 Seite 164 Nr. 13, vergl. auch § 15 des PreO- 
gesetzes. 
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„Zeitungen" und „Zeitschriften" insofern, als die 
Bestimmung des Abs. i sich nur auf Zeitungen, 
nicht auch auf Zeitschriften bezieht. Die oben 
gegebene Definition der Zeitung gilt in ihrer 
allgemeinen Fassung auch für die Zeitschrift. 
Was die Unterscheidung dieser beiden Schrift- 
arten betrifft, so sieht das Gesetz selbst von 
der Aufstellung eines Unterscheidungsmerkmales 
ab. Eine begrifflich scharfe Präzisierung des 
Unterschiedes begegnet auch großen Schwierig- 
keiten. Dies trat deutlich schon bei den Ver- 
handlungen des außerordentlichen Ausschusses 
über § 17 des Gesetzentwurfes hervor. DaudeI) 
meinte zunächst, „die Begriffe Zeitungen und 
Zeitschriften seien eigentlich juristisch festge- 
stellt: sie decken sich im allgemeinen mit ,täg- 
lich und periodisch erscheinenden Blättern*". 
Mit Recht wurde demgegenüber betont, daß es 
Zeitschriften gäbe, die täglich^), Zeitungen, die 
periodisch 3) erschienen. Daude definiert dann: 
„Unter Zeitung versteht man gemeinhin ein 
Blatt, welches politische und sonstige Tages- 
neuigkeiten tagtäglich zur Kenntnis des Publi- 
kums bringt; die Zeitschriften bringen dagegen 
Aufsätze usw., bei denen durchaus nicht nötig 
ist, daß sie zu einem bestimmten Tage erschei- 
nen: sie tragen gegenüber den Zeitungen einen 
ruhigeren und stabileren Charakter und sollen 
nicht dem augenblicklichen Bedürfnis des Tages 
dienen. "4) 

Diese Unterscheidung wird nicht der bedeut- 
samen Entwicklung gerecht, die das ZeitungS- 

^) Verhandlangen xum Urhebei^esetzentwurf Seite la. 
*) Z. B. das Börsenblatt Ar den deutschen Buchhandel. 
^ Wochenansgaben grofier Zeitungen. Man denke auch 
z. B. an die Berliner Montags-Blätter. 
*) Verhandlungen ^eite 13. 
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wesen, besonders in den letzten Jahrzehnten, 
genommen hat. Die moderne Zeitung ist nicht 
mehr lediglich Trägerin von Tagesneuigkeiten 
ist nicht allein bestimmt, dem augenblicklichen 
Bedürfnisse des Tages zu dienen, sondern ent- 
hält viele Beiträge von bleibendem Werte, der 
hinter dem der Zeitschriftenbeiträge in keiner 
Weise zurücksteht, i) Andererseits lehrt ein 
Blick in Zeitschriften^), daß auch diese vieles 
bringen, was ein nur ephemeres Interesse be- 
anspruchen kann, daO die Bedeutung manches 
Artikels so aktuell ist, daß sein Erscheinen an 
einem bestimmten Tage durchaus nötig ist. 
Gegen die Ansicht Daudbs spricht auch das 
Gesetz selbst, wenn es im 3. Abs. des § 18 
bestimmt, daß vermischte Nachrichten tatsäch- 
lichen Inhalts und Tagesneuigkeiten aus Zeitun- 
gen oder Zeitschriften stets abgedruckt werden 
können, auch Zeitschriften also als Trägerinnen 
von Tagesneuigkeiten hinstellt. Aus diesen Er- 
wägungen vermögen wir uns auch nicht den 
Ausführungen Allfblds^ anzuschließen, der 
ähnlich wie Daude den Unterschied darin sieht, 
daß „die Zeitungen dem augenblicklieben Be- 
dürfnisse des Tages nach Neuigkeiten und über- 
sichtlicher gemeinverständlicher Schilderung der 
Zeitlage, besonders auf dem politischen Gebiete, 
dienen, während die Zeitschriften auf dieses 
wechselnde Bedürfnis weniger Rücksicht nehmen, 
sondern in ihren Aufsätzen vorwiegend Fragen 
von bleibendem Interesse behandeln".^) 

>) Vergl. KOHLBR, Antorrechtliche Studien im Archir Or 
die xivil. Praxis Band 85, neue Folge Band 35 Seite 449« 

*) Z. B. dia D. Juritten-Zeitungf oder der •Zeitungsverlaf'. 

"i A. a. O. Seite 159 Nr. 4. 

<) Aelinlich auch Kuhlbnbbck, Das Urheberrecht and das 
Verlagsrecht, Leipsig 1901 Seita 139 Nr. 9. 
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Mehr aus der Praxis geschöpft scheint uns 
das von Voigtländer i) aufgestellte Unier- 
Scheidungsmerkmal zu sein. Er meint: „Zeitun- 
gen bezwecken die unbegrenzie Erörterung und 
den Nachrichtendienst des gesamten öffentlichen 
Lebens, insbesondere der Staats- und Gemeinde- 
angelegenheiten, Zeitschriften pflegen begrenzt 
die Erörterung eines bestimmten Gebietes." In 
der Tat sieht die Auffassung des Verkehres in 
jedem Fachblatte eine Zeitschrift, auch wenn es 
den Titel einer Zeitung führt* Die Lehrerzeitung, 
die Deutsche Juristen-Zeitung, die Schneider-, 
Fleischer-, Schuhmacher- usw. Zeitung gilt als 
Zeitschrift, nicht als Zeitung. Das Voigtländer- 
sche Kriterium wird darum in vielen Fällen die 
Unterordnung eines Blattes unter die Rubrik 
der Zeitungen oder Zeitschriften ermöglichen, 
als allgemein zutreffend kann es aber nicht er- 
achtet werden. Gibt es doch zweifellos perio- 
disch erscheinende Schriften, die sich nach der 
Auffassung des Verkehrs als Zeitschriften cha- 
rakterisieren, aber doch ihren Inhalt keineswegs 
auf ein bestimmtes Wissensgebiet begrenzen 
(man denke an die „Zukunft"), vielmehr die 
^unbegrenzte Erörterung des gesamten öffent- 
lichen Lebens" pflegen (man denke an große 
politische Zeitschriften). Auch gehört der Nach- 
richtendienst, wie das Beispiel des „Tag" zeigt, 
durchaus nicht zum notwendigen Inhalt einer 
Zeitung. 

Wir wollen davon absehen, die Versuche 
einer begrifflichen Trennung der Zeitschriften 
und Zeitungen um noch einen zu vermehren. 
Das Leben, das im Hervorbringen neuer Spiel- 



1) Urheber- und Verlagsrecht, Leipzig igoi Seite 53 A. aj 
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arten unerschöpflich ist, würde doch bald seine 
Unhaltbarkeit beweisen. Der Sprachgebrauch 
und die Verkehrsanschauung werden in zweifel- 
haften Fällen das Urteil sprechen, und es ist 
in keiner Weise zu befürchten, daß aus dem 
Mangel einer bestimmten Definition der Praxis 
Miohelligkeiten erwachsen werden, i) Daß Bro- 
schüren, auch wenn sie periodisch ausgegeben 
werden, nicht Zeitschriften im Sinne des Ge- 
setzes sind, bedarf keiner weiteren Ausführung, 
dagegen spricht schon der Umstand, daß sie 
im Buchhandel erscheinen. 

Zu einer Zeitung gehören auch sämtliche 
Beiblätter, auch die Extrablätter^; wissen- 
schaftliche Beilagen (juristische, medizinische 
Rundschauen usw.), mögen sie auch gesondert 
betrachtet sich ihrem ganzen Wesen nach als 
Zeitschriften charakterisieren, gehören dennoch 
stets zu dem Zeitungsinhalt und haben auf den 
erhöhten Schutz der Zeitschriftenbeiträge keinen 
Anspruch. 

2. Der § 18 und seine Kritik. 

§ 2. 
Sedes materiae für die Grenzen der Ab- 
drucksfreiheit im Zeitungswesen ist, wie wir 
schon in der Einleitung hervorhoben, der eben- 
dort im Wortlaut mitgeteilte § 1 8 des Urheber- 
rechtsgesetzes. Dieser unterscheidet drei Klassen 

^) Vergl. FULD, Urheberrecht an Zeitungsartikeln in den 
Beiträgen cur Eri. des dL Rechte 47. Jahrgang, Berlin IQ03 
Seite 364/65; MittblstAdt und Hillig, Das Verlagsrecht, 
Leipzig 1901 Bern, i xa § 41 ; MÜLLBB, Das deutsche Urheber- 
und Verlagsrecht, Manchen ipoi Seite 75; Stbnglbin, Die 
strafrechtlichen Nebengesetze des Deutschen Reiches, III. Aufl. 
1903 Berlin, Seite 144; SiWAüBR, Das geschätzte Schriftwerk, 
Erlangen Inaupf.-Diss., Nürnberg 1904 Seite 19. 

') Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen, Band 111 
Seite 653, ebenso Allfbld a. a. O. Seite 160 oben. 
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Von Beiträgen oder „Artikeln", wie es in der 
Sprache des Journalismus heißt. 

Unbedingt geschützt (Abs. 2) sind die Aus- 
arbeitungen wissenschaftlichen, technischen oder 
unterhaltenden Inhalts. Ihr Abdruck ist unzu- 
lässig, auch wenn der Vorbehalt der Rechte 
fehlt. 

Unbedingt freigegeben (Abs. 3) sind ver- 
mischte Nachrichten tatsächlichen Inhalts und 
Tagesneuigkeiten. Diese dürfen stets abge- 
druckt werden. Der Vorbehalt der Rechte nützt 
nichts. Quellenangabe ist beim Abdruck nicht 
erforderlich. 

Bedingt geschützt (Abs. i) sind alle sonsti- 
gen „einzelnen Artikel**. Ihr Abdruck ist zu- 
lässig, soweit sie nicht mit einem Vorbehalte 
der Rechte versehen sind. Jedoch ist nur ein 
Abdruck gestattet, durch den der Sinn nicht 
entstellt wird. Auch muO bei dem Abdruck die 
Quelle deutlich angegeben werden. 

Die Freigabe der vermischten Nachrichten 
tatsächlichen Inhalts und der Tagesneuigkeiten 
bezieht sich auf Zeitungen und Zeitschriften in 
gleicher Weise. Der Abdruck einzelner Artikel 
im Sinne des Abs. i des § 18 ist aber nur aus 
Zeitungen gestattet. Zeitschriftenbeiträge ge- 
nießen, von der mitgeteilten Ausnahme abge- 
sehen, vollen urheberrechtlichen Schutz. 

Der § 18 läßt den Wunsch des Gesetz- 
gebers, zwischen entgegengesetzten Interessen 
den Ausgleich herzustellen, deutlich erkennen. 
Wie es das Schicksal fast aller Kompromiß- 
Gesetze ist, die Gegensätze, die sie zu über- 
brücken suchen, nicht zu mindern, sondern zu 
verschärfen, so haben auch die Vorschriften 
des neuen Urheberrechtsgesetzes über den 
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Schutz der einzelnen Zeitungsbeiträge l) mehr 
Unzufriedenheit als Zustimmung erweckt. Es 
knüpft sich auch bereits an den § i8 und seine 
Reform eine in Anbetracht der kurzen Dauer 
seines Bestehens auffallend reichhaltige Lite- 
ratur. 



^) Die Zeitung als Ganaei ist als Sammelwerk im Sinne 
^es § 4 geschützt. Es heiOt dort: 

Bestellt ein Werk aus den getrennten Beiträgen 
mehrerer (Sammelwerk), so wird fUr das Werk als 
Ganzes der Herausgeber als Urheber angesehen. Ist 
ein solcher nicht genannt, so gilt der Verleger als 
Herausgeber. 
Nach dem früheren Urheberrechtsgesetz genofi die Zeitung 
als Ganzes keinen besonderen Schutz. Der § a des Gesetzes 
vom II. Juni 1870 erkannte ein besonderes Urheberrecht an 
einem Sammelwerke nur dann an, wenn das aus getrennten 
Beiträgen mehrerer bestehende Werk ein einheitliche» Games 
bildete. Dieses Erfordernis wurde durch die Zeitungen nicht 
«rfUlIt. Man nahm an, daO ein Herausgeber oder Redakteur, 
dessen Arbeit lediglich in dem Sichten oder Ordnen der ein- 
zelnen Beiträge bestehe, keine Antortätigkeit entfalte (vergl. 
Dambach, Gesetzgebung Seite 28; WAcHTSR, a. a. O. Seite 73 
bei Anm. 28). Schon KLOSTBRMANn (Das geistige Eigentum 
a. a. O. Seite 155 ff.) wies darauf hin, dafi die Tätigkeit des 
Redakteurs eine des Urheberschutzes durchaus würdige 
Schöpfung darstelle. .Eine Zeitung", führt er treffend aus, 
•welche die sämtlichen Tagesereignisse aus den verschiedenen 
JLändem berichtet und zu diesem Zwecke die Nachrichten ans 
den verschiedenen auswärtigen Blättern und aus eigenen Kor- 
respondenzen sammelt und sichtet und mit räsonnierenden 
Artikeln begleitet, ist in ihrem ganzen Bestände ein unzweifel- 
haftes Geistesprodukt, und es ist möglich, daß in einzelnen 
Fällen eine Nummer eines groflen Journals ebenso viel Geist 
und Kritik und originale Arbeit enthält als eines der Dutzend- 
Lehrbücher vaterländischer Geographie oder Geschichte." 

Das neue Urheberrechtsgesetz lädt das Erfordernis des 
«inheitlichen Ganzen fallen. .Auch wo diese Einheitlichkeit 
fehlt", erklären die Motive (Seite 16), .wie bei Zeitungen und 
Zeitschriften, entfaltet der Herausgeber durch die Prüfung, 
Auswahl und Durchsicht der Beiträge und die Anordnung des 
Ganzen eine Tätigkeit, welche die Gewährung eines Urheber* 
Schutzes rechtfertigt." 

Das Urheberrecht an der Zeitung als Ganzem steht dem 
Herausgeber, nach der Zeitungsaprache dem Redakteur zu. 
Es ist ein nur abgeleitetes, kein ursprünglichea RechL (Ebenao 
MOllbr a. a. O. Seite 30; vergl. auch VoigtlAndbr a. a. O. 
Seite 51; unrichtig ist unseres Erachtens die entgegengesetzte 
Ansicht KuHLBNBBCKs a. a. O. Seite 86/87.) 

a* 
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Reformvorschläge erscheinen uns einem jun- 
gen, noch entwicklungsfähigen Gesetze gegen- 
über verfrüht. Wir sehen unsere Aufgabe auch 
nicht in der Kritik der geltenden Bestimmungen, 
sondern in ihrer Auslegung. Diese allerdings 
bemühen wir uns, möglichst den Bedürfnissen 
des praktischen Zeitungsbetriebes anzupassen, 
von der Ueberzeugung getragen, daß die wieder- 
holt hervorgehobene Unzulänglichkeit des Ge- 
setzes weniger durch dieses selbst als seine oft 
wenig zweckdienliche Handhabung in der Praxis 
begründet ist. 

Es muß zugestanden werden, daß die Unter- 
scheidung zwischen Ausarbeitungen wissenschaft- 
lichen, technischen oder unterhaltenden Inhalts 
einerseits, vermischten Nachrichten tatsächlichen 
Inhalts und Tagesneuigkeiten andererseits und 
drittens den sonstigen einzelnen Artikeln keines- 
wegs eine glückliche ist. Sie operiert mit Be» 
griffen, die in ihrem Wesen unklar, in ihren 
Grenzen fließend sind, entbehrt fast gänzlich 
der rechtshistorischen Durchbildung und hat so 
eine außerordentliche Unsicherheit in das Zei- 
tungswesen gebracht. Besondere Schwierigkeit 
macht die Abgrenzung der freigegebenen ver- 
mischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts und 
Tagesneuigkeiten — eine Uebersetzung der Aus- 
drücke „faits divers" und „nouvelles du jour** 
der Berner Konvention — von den geschützten 
Ausarbeitungen, i) Ein Fall, der sich in gleicher 

^) Der Begrriff der Ausarbeitungen ist es auch, der von der 
Kritik zum Aus^angspunlcte der Angriffe auf die Fassung des 
$ i8 gemacht wtrd. 

MiBLKB (.Berner Ueberetnknnft, Urheberrecht nnd Presse" 
in der Zeitschrift .Der Zeitungsverlag* VI. Jahrgang Nr. aa/^s 
S. 542 ff., Nr. 35 S. 6o8£L, Hannover 1905) schlägt vor, aen 
•Kautschukbegriff" der Ausarbeitungen, .der in einem Urheber- 
gesetze gar keine Berechtigung hat" (S. 544), zu beseitigen und 
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oder ähnlicher Form unzählige Male im Zeitungs- 
betriebe ereignet, möge als Beispiel für die 
durch die unklare Fassung des § i8 hervor- 
gerufenen Mißstände dienen. 

Schreibt da jemand über eine alltägliche 
Beobachtung aus dem Familienleben der Störche 
20 Zeilen, die er von einer Zeitung mit i — 2 M. 
reichlich bezahlt bekommt. Zwanzig andere 
Zeitungen drucken die Notiz mit Quellenangabe 
ab. Durch eines der vielen literarischen Bu- 
reaux, die es sich zur Aufgabe machen, jedem 
vermeintlichen Eingriffe in das Urheberrecht 
nachzuspüren, erhält der Verfasser von dem 
20 fachen Wiederabdrucke Kenntnis. Sofort 
wendet er sich an die Redaktionen der be- 
treffenden 20 Zeitungen und verlangt von jeder 
das Honorar, das er von der Originalzeitung 
erhalten hat. Die Zeitungen verweigern die 
Zahlung mit der Begründung, es handle sich 
um eine vermischte Nachricht tatsächlichen In- 
halts, die stets abgedruckt werden dürfe; über 
den gesetzlichen Zwang hinaus hätten sie durch 
Quellenangabe ihrer publizistischen Anstands- 
pflicht genügt. „Das hat gar keine Bedeutung *', 

will an die Stelle der «Aasarbeitungren wissenschaftlichen, tech- 
nischen oder unterhaltenden Inhalts" den Ausdruck: .belle- 
tristische und feuilletonistinche £rzen)3;nisse, sowie Aufs&tse 
wissenschaftlichen, technischen und fachlichen Inhalts", an Stelle 
der .vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts und Ta?es- 
nenig^keiten- den Ausdruck .kurze Nachrichten tatsächlicoen 
Inhalts" gesetst wissen. 

Wir sind der Ansicht, daO mit einer Unigfestaltnng des Ge- 
setzes in der von Miblkb gewflnschten Richtungr gsir nichts fttr 
die Praxi« gewonnen wäre. Es handelte sich nur um eine Aen- 
demn^ der Fragestellung. Zunächst kommt es nicht auf die 
Quantität, die Länge oder KOrse, sondern lediglich die Qualität 
des Zeitungsbeitrags an. Sodann ist nicht einzusehen, weshalb 
der gleichfalls sehr dehnbare Begciff des .feuilletonistischen 
Erzeugnisses" und des .Aufsatzes" in seiner Abgrenzung von 
den Nachrichten tatsächlicher Art der Praxis geringere Schwie- 
rigkeiten bieten sollte als der Begriff der .Ausarbeitungen". 
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lautet die Antwort. „Es bandelt sich um eine 
Ausarbeitung zoologisch - wissenschaftlichen In- 
halts.^ Die Zeitungen schreiben zurück, von 
einer wissenschaftlichen Ausarbeitung könne gar 
keine Rede sein, es fehle an der Ordnung des 
Stoffes nach bestimmten wissenschaftlichen Prin- 
zipien. Das sei nicht nötig, wird erwidert, 
überdies stelle sich das „Feuilleton" eventuell 
auch als Ausarbeitung unterhaltenden Inhalts 
dar; wenn die Zeitung nicht umgehend das ver- 
langte Honorar einsende, ergäbe sich die Not- 
wendigkeit eines Strafantrages wegen Nach- 
drucks. Die Zeitungen, der vielen Schreiberei 
müde, wollen wegen des geringfügigen Objekts 
keine Scherereien haben und zahlen. So wird 
denn infolge der herrschenden Rechtsunsicher- 
heit für eine Schnurre ohne jegliche literarische 
Bedeutung ein Preis erzielt, der zu ihrem Werte 
im schreiendsten Mißverhältnisse steht. Es wird 
ein Erpressungssystem großgezogen, auf das 
schon vielfach hingewiesen ist^), und das doch 
wegen der Besorgnis des meist nicht genügend 
rechtskundigen Redakteurs vor strafrechtlicher 
Verfolgung immer mehr um sich greift. 

Allerdings tritt Bestrafung nur bei vorsätz- 
lichem^ ohne Einwilligung des Berechtigten be- 
wirktem Nachdrucke ein, d. h. sie ist nur dann 
zulässig, wenn sich der Nachdruckende sowohl 
der ausschließlichen Befugnis des Urhebers als 
auch dessen bewußt war, daß seine Handlung 
in dem gegebenen Falle die Rechte des Ur- 

^) Verel. Ortlofp, Zeitungs- und Zeitschriften-Urheber- und 
Verlagsrecht in der Zeitschrift «Gewerblicher Rechtsschutz und 
Urheberrecht*, Berlin 1902, 7. Jahrg. Nr. 10 Seite 303; Hanaubr» 
Der § 18 des Urhebergesetzes und seine Reform in den Annalen 
des Deutschen Reichs, München 1905 Nr. a Seite 155; Miblkb 
a. a. O. Nr. 25 Seite 607. 
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bebers verletzt. Doch ist die Praxis bezüglich 
der Anwendbarkeit des § 59 des Strafgesetz* 
buchs sehr schwankend und hat wiederholt^) 
entschieden, daß der Irrtum über die Klassi- 
fizierung eines Zeitungsartikels als Irrtum über 
eine Rechtsnorm den Vorsatz nicht ausschließe. 
Auch sind keine Garantien dafür vorhanden^ 
daß sich nicht die Fahrlässigkeit durch das 
Hinterpförtchen des „dolus eventualis" in die 
Strafnormen des Urheberrechts einschleicht. Die 
geschilderten Zustände, die sich als eine Folge 
der Unklarheit der im § 18 aufgestellten Be- 
griffe darstellen, können im Interesse einer er* 
sprießlichen Entwicklung des Zeitungswesens 
keineswegs als gesunde bezeichnet werden. Es 
darf jedoch den gegen das Gesetz gerichteten 
Vorwürfen gegenüber nicht vergessen werden, 
daß es besser ist, Rechtsbegriffe, die noch nicht 
die wissenschaftliche und praktische Probe be- 
standen haben, dehnbar zu lassen, als sie fest 
zu begrenzen und ihnen so die Anpassungs- 
fähigkeit an die konkreten Fälle des praktischen 
Lebens zu nehmen. 

In dem § i des Urheberrechtsgesetzes 
heißt es: 

„Nach Maßgabe dieses Gesetzes werden 
geschützt: 

I. die Urheber von Schriftwerken . . .* 

Der Begriff des Schriftwerkes ist nicht de- 
finiert, und der Gesetzgeber tat gut daran, 
lieber die Gefahr einer unsicheren- Rechts- 
sprechung in der ersten Zeit in Kauf zu neh- 
men, als diesem Begriffe durch Kasuistik die 
Lebensfähigkeit zu rauben. Ebenso erscheint 



1) Vergl. Hahaubr Seite 152. 
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uns auch die Grundlage, die der § i8 für den 
Umfang der Abdrucksfreiheit im Zeitungswesen 
gibt, mag sie auch noch so schwankend sein, 
nicht derart minderwertig, daß es unmöglich 
wäre, sie durch Festigung zu einem brauch- 
baren Fundamente zu gestalten. Eine Rechts- 
sprechung, die es sich mehr, als es bisher ge- 
schehen ist, zur Aufgabe macht, in objektiver 
Abwägung der gegenseitigen Interessen und 
unter Berücksichtigung der praktischen Bedürf- 
hisse des Zeitungsbetriebes zu entscheiden, ist 
berufen, an die Stelle der Unsicherheit eine feste 
Uebung treten zu lassen. 

Wir halten es für verfrüht, wenn Hanauer!) 
meint, „die Klassifizierung der Zeitungsartikel 
nach ihrem literarischen Wert und danach, ob 
sie mehr Nachrichten oder Ausarbeitungen dar- 
stellten, habe sich als gänzlich verfehlt heraus- 
gestellt**. 2) Wir halten es für durchaus unaus- 
führbar, wenn er weiter 8) vorschlägt, „es müsse 
jedes innere Unterscheidungsmittel aufgegeben 
werden, und die Differenzierung, ob eine Arbeit 
als eine geschützte zu betrachten sei oder nicht, 
dürfe nur nach einem äußeren^ leicht erkenn- 
baren Merkmale erfolgen". 

Wie sehr es auch angebracht ist, in zweifel- 
haften Fällen durch einen äußeren Hinweis die 
Aufmerksamkeit des Redakteurs auf die Folgen 
eines etwaigen Nachdrucks zu lenken, so ist 
doch die Differenzierung lediglich nach äußeren 



I) A. a. O. Seite 15J. 

^ Gegen eine Reform des .Zeitungsparagraphen" spricht 
sich auch FuLD in einem unter dem Titel: „Soll der § 18 des 
Uriieberrechtsgesetzes abgeändert werden?" in der Zeitschrift 
für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht (Jahrgang 10 
Nr. 10 S. 33ÖfT.} erschienenen Aufsatze aus. 

>) Ebenda. 
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Merkmalen mit dem Geiste des Urheberrechts 
unvereinbar. Geschützt werden können nur 
solche Schriftwerke, an denen nach ihrem 
Wesen ein Urheberrecht möglicht ist. Nicht 
der Wille des Urhebers, sondern die Be- 
schaffenheü des geistigen Produkts macht ein 
Werk schutzfähig oder nicht, oder um ein 
KoHLERsches Wort zu gebrauchen: „Nur was 
zum Autorschutze geboren ist, kann durch einen 
Zusatz des Nachdrucksverbotes zum Autorrechte 
gekoren werden. "3) Wohl kann der Gesetzgeber 
die allgemeine Regel des Schutzes aller Schrift- 
werke mit individuell geistigem Gepräge aus 
bestimmten, praktischen Gesichtspunkten durch- 
brechen, es kann aber nie ein Urhebergesetz 
die Bestimmung enthalten, daß der freie Ent- 
schluß des Verfassers einem Werke urheber- 
rechtlichen Schutz verleiht, an dem, wie es bei 
vielen Zeitungsbeiträgen der Fall ist, ein Ur- 
heberrecht begrifflich unmöglich ist. Anderer- 
seits wäre es ein wohl kaum zu billigendes Er- 
gebnis, wenn ein an sich schutzfähiger und ge- 
schützter Artikel lediglich deshalb zum Freigute 
werden sollte, weil durch Versehen der Re- 
daktion oder Druckerei ein Vermerk des Vor- 
behalts der Rechte fehlt. 

n. Hanptteil: Einzelunterauolinngeii. 

1. Ausarbeitungen wissenschaftlichen, tech- 
nischen oder unterhaltenden Inhalts. 

§ 3. 

Nach § i8 Absatz 2 ist der Abdruck von 
Ausarbeitungen wissenschaftlichen, technischen 



>) KOHLBR, Das Autorrecht in IhbrinGs JahrbQchern 
18. Band, neue Folge 6. Band Seite 306. 
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oder unterhaltenden Inhalts, auch wenn ein Vor- 
behalt der Rechte fehlt, unzulässig. . E^ handelt 
sich hier um solche Artikel, die den literarisch 
wertvollsten Inhalt der Zeitung ausmachen, die 
ihrer Beschaffenheit wegen keineswegs eine nur 
ephemere Bedeutung besitzen, auch nicht der 
Gegenstand publizistischer Interessen sind, viel- 
mehr infolge schöpferischer Ideenverbindung 
und künstlerischer Gestaltung vollen Anspruch 
auf den allen „Schriftwerken" gewährten Ur- 
heberschutz haben. 

Durch die Bestimmung des § i8 Absatz 2 
sind die Grenzen der Abdrucksfreiheit im 
Zeitungswesen dem früheren Rechte gegenüber 
wesentlich enger gezogen worden. Nach § 7 
lit. b des Gesetzes vom 11. Juni 1870 waren 
unbedingt geschützt nur „wissenschaftliche Aus- 
arbeitungen" und „novellistische Erzeugnisse". 
Zunächst ist der Ausdruck: „Ausarbeitungen 
wissenschaftlichen Inhalts" begrifflich weiter als 
der: „wissenschaftliche Ausarbeitungen". So- 
dann aber wird vor allem durch die Ausdehnung 
des Schutzes der novellistischen Erzeugnisse auf 
alle Ausarbeitungen unterhaltenden Inhalts dem 
PreOpiratentume, das sich zur Geltungszeit des 
früheren Rechts die gröbsten Eingriffe in fremde 
Rechtssphären erlauben durfte, wirksam ent- 
gegen getreten. 

Der Kreis der „novellistischen Erzeugnisse" 
war sehr eng. Das Reichsgericht l) verstand 
darunter eine „erzählende Prosadichtung". Die 
Praxis des preußischen literarischen Sachver- 



') Entscheldang[en des Reichsgerichts in Strafsachen Band 15 
Seite 60, Band 19 Seite aoo. 



— 27 — 

ständigecvereines 1) definierte die Novelle als 
„eine zu Unterhaltungszwecken verfaßte Erzäh- 
lung selbst geschaffenen, erfundenen, bzw. er- 
dichteten Inhalts^^ und im Anschlüsse daran die 
novellistischen Erzeugnisse als solche, die „zwar 
keine eigentlichen Novellen sind, aber mit den- 
selben auf gleicher Stufe stehen und die wesent- 
lichen Kriterien derselben an sich tragen ^^ 
Kleinere Feuilletonplaudereien, Witze, Scherze, 
Anekdoten, Aphorismen, nach mehrfach ver- 
tretener Ansicht auch Gedichte, waren Freigut. 

Wie freudig man auch die Erweiterung des 
Rechts an Zeitungsartikeln aus Gründen der 
Gerechtigkeit begrüßen muO, so dringend ist 
vor einer Ueberspannung des Begriffs der Aus- 
arbeitungen, wie sie in dem Wunsche vieler 
Tagesschriftsteller liegt, zu warnen. Diese allzu 
extensive Interpretation des § i8 Absatz 2 ist 
es auch, welche das Umsichgreifen der oben 
erwähnten Mißstände im Zeitungsbetriebe ver- 
ursacht hat.^) Es lag dem Gesetzgeber fern, 
den Zeitungsartikeln einen im Vergleich zu den 
übrigen Schriftwerken im Sinne des § i des 
Gesetzes erhöhten Schutz zu teil werden zu 
lassen. Voraussetzung des Schutzes ist vor 
allem, daß die Ausarbeitung sich ihrer ganzen 
Beschaffenheit nach als ein schutzfähiges Schrift- 
werk darstellt, daß es sich also um ein Er- 
zeugnis individuell geistiger Tätigkeit handelt. 

Im gewissen Sinne stellt sich ja jede Zeitungs- 
notiz als eine Ausarbeitung dar. Die Mitteilung 
der einfachsten Tatsache erfordert bei ihrer 



DaubACH, 50 Gntacbten Ober Nachdruck und Nachhil- 
dnngr, erstattet von dem preuO. lit. Sachverst.- Verein in den 
Jahren 1874/1889. Leipsig^ 1891, Seite 144 ff. 

^ Vergrl. auch FüLD a. a. O. Seite 365/66. 
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schriftlichen Fixierung ein bestimmtes Maß 
eigener geistiger Tätigkeit. Das Geschehene 
muß zu einem Wortgebilde „ausgearbeitet" 
werden, das den empfangenen Eindruck der 
Außenwelt wiedergibt. Wollte man die Ein- 
kleidung der mitzuteilenden Tatsachen in die zu 
ihrer Mitteilung notwendige Form als eine ur- 
heberrechtlich zu schützende individuell geistige 
Tätigkeit betrachten, so würde man die Frei- 
gabe der vermischten Nachrichten tatsächlichen 
Inhalts und der Tagesneuigkeiten illusorisch 
machen. Es mag zugegeben werden, daß zu 
der Abfassung eines anschaulichen Berichtes 
über eine sinnliche Wahrnehmung ein gewisses 
Maß von Geschicklichkeit gehört, das erst durch 
Uebung erworben sein will, das Urheberrecht 
kann solche Berichte ohne persönliche Note des 
Verfassers, ohne individuelle Gedankentätigkeit 
und Formgebung ebensowenig schützen, wie es 
etwa den Abdruck eines kuriosen Schülerauf- 
satzes über irgend ein Erlebnis als einen Ein- 
griff in das Urheberrecht des Verfassers be- 
trachten kann. 

Ausarbeitungen werden dann geschützt, wenn 
sie wissenschaftlichen, technischen oder untei'- 
haltenden Inhalts sind. 

Was zunächst den wissenschaftlichen Inhalt 
betrifft, so ist es gleichgiltig, ob sein Wert ein 
wirklich wissenschaftlicher ist oder nicht. 1) Wir 
halten es auch für nicht erforderlich, daß, wie 
Allfeld meint, die Absicht des Verfassers, 
^eine Ausarbeitung nach wissenschaftlichen Prin- 



^) Bolze, Die Praxis des Reichsgerichts in Zivilsachen 
Band 15 Nr. 97 Seite 59. Allpbld, Seite i6a Nr. 9. VoiGT- 
lAnder, Seite 89 Nr. 3. Kohler, Autorrechtllche Studien ^ 

Seite 445. I 



— 29 — 

zipien zu geben, also insbesondere nach einer 
gewissen systematischen Ordnung zu verfahren, 
das Allgemeine aus dem Besonderen zu ab- 
strahieren, einzelne Erscheinungen auf ihre 
letzten Ursachen zurückzuführen, erkennbar 
ist.« 1) 

Die Artikel der Tagespresse wenden sich aQ 
einen aus den verschiedensten Berufsklassen zu* 
sammengesetzten Leserkreis, sie können nicht 
mehr voraussetzen als ein gewisses MaO all« 
gemeiner Bildung und Intelligenz. Ihre Verfasser 
müssen daher, um der größten Zahl der Leser 
nicht unverständlich zu bleiben, mehr auf eine 
möglichst populäre Gestaltung der Form und 
des Inhalts Wert legen als auf streng wissen- 
schaftliche Prinzipien und die „Zurückführung 
der einzelnen Erscheinungen auf ihre letzten 
Ursachen«. 2) 

Voraussetzung des Schutzes ist nicht das 
Vorhandensein einer wissenschaftlichen Aus- 
arbeitung, sondern das einer Ausarbeitung 
wissenschaftlichen Inhalts. Zur Begründung 
dieses Schutzes ist unseres Erachtens erforder- 
lich und genügend: eine individuell geistige 
Schöpfung^ die einen wissenschaftlichen Stoff 
zum Gegenstande hat und ihrem ganzen 
Wesen nach bezweckt^ den Leser über bestimmte 
wissenschaftliche Fragen zu belehren. Die 
wissenschaftlichen Ausarbeitungen treten inso- 
fern in Gegensatz zu den vermischten Nach- 
richten tatsächlichen Inhalts, die zwar, wie 
weiter unten dargelegt werden wird, an sich 
eine im gewissen Sinne individuell geistige 

1) Seite i6a Nr. 9; ähnlich auch KOHLBR, Autorrechtliche 
Stadien Seite 445. 

^ Vergl. Hanauer Seite 150. 
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Schöpfung darstellen können, aber immer nur 
Tatsachen zum Gegenstande haben und die 
Mitteilung dieser Tatsachen bezwecken. 

Die Gebiete, denen der wissenschaftliche 
Stoff entnommen wird, können mannigfache sein. 
Wir nennen die Jurisprudenz, Medizin, Philo- 
sophie, Theologie, Staatengeschichte, Kunst- 
geschichte, Literaturgeschichte, Naturwissen- 
schaft, Volkswirtschaftslehre, Pinanzwissenschaft 
usw. Politische Artikel gelten im allgemeinen 
als nur bedingt geschützte „einzelne Artikel** 
im Sinne des § i8 Absatz i. Es ist aber 
selbstverständlich, daß auch diese sich ihrer 
Beschaffenheit nach als unbedingt geschützte 
Ausarbeitungen wissenschaftlichen Inhalts charak- 
terisieren können. 1) In den meisten Fällen wird 
aus der Form des Beitrags unschwer zu er- 
kennen sein, ob es sich um einen „einzelnen 
Artikel" oder eine „Ausarbeitung wissenschaft- 
lichen Inhalts" handelt. Bei der Subsumierung 
unter diese oder jene Kategorie wird auch oft 
der Name des Verfassers und der Ort des Ab- 
druckes (Spitze des Blattes, Feuilleton, wissen- 
schaftliche Beilage) zur Unterstützung dienen 
können. In zweifelhaften Fällen erscheint der 
Vermerk des Vorbehalts als eine zweckdien- 
liche und auch übliche Sicherungsmaßregel. ^) 
Schwierigkeiten für die Praxis werden sich aus 
diesen Fällen ebensowenig ergeben, wie aus 
denjenigen, in denen es zweifelhaft ist, ob die 
Ausarbeitung wissenschaftlichen oder unter- 
haltenden Inhalts ist. Juristische Plaudereien 
sind beispielshalber als Ausarbeitungen in 
gleicher Weise geschützt, mag man ihren Inhalt 

1) Ebenso Puld Seite 368. Allpbld Seite 163 Nr. 9. 
^ Versal. Klostbrhann, Urheberrecht a. a. O. Seite 54. 
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als wissenschaftlich belehrenden oder als feuille- 
tonistisch unterhaltenden betrachten. Femer 
wird man den Inhalt der aus der Feder bedeu- 
tender Literar- bzw. Kunsthistoriker stammen- 
den Theater- und Kunstkritiken, die sich wegen 
ihres oft hohen literarischen Wertes als Aus- 
arbeitungen darstellen, bald zu dem ästhetisch- 
wissenschaftlichen, bald zu dem unterhaltenden 
rechnen können. 

Neben den Ausarbeitungen wissenschaftlichen 
Inhalts schützt das Gesetz noch ausdrücklich 
die technischen Inhalts. Die besondere Erwäh- 
nung des technischen Inhalts erscheint ziemlich 
überflüssig, weil die Ausarbeitung technischen 
in der Regel auch eine solche wissenschaftlichen 
Inhalts sein wird.^) Durchaus verfehlt wäre es, 
aus dem Wortlaute des § i8 zu schließen, daß 
das Gesetz den Artikeln, die technische Fragen 
behandeln, einen besonderen Schutz gewähren 
will.^) Voraussetzung des Schutzes ist das 
Vorhandensein einer „Ausarbeitung" in dem 
oben festgestellten Sinne. Die Beschreibung 
eines technischen Modells z. B. ist nicht schon 
deshalb eine Ausarbeitung, weil ihr Inhalt ein 
technischer ist. In der Regel wird es sich viel- 
mehr um eine vermischte Nachricht tatsäch- 
lichen Inhalts handeln. 

Ausarbeitungen unterhaltenden Inhalts sind 
individuell geistige Schöpfungen^ die einen be^ 
liebigen Stoff eum Gegenstande haben und 
ihrem gangen Wesen nach bezwecken^ den 
Leser eu unterhalten. Der Schutz des § i8 



>) Allfbld Seite 163 Nr. 10. MÜLLBR Seite ^l Nr. a. 

^ Gegen diese verschiedentlicb befttru'ortete Auslegung 
wendet sich auch PuLD a. a. O. Seite 367/68, ferner MOllbr 
a. a. O. Seite 73 Nr. a. 
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beschränkt sich nicht auf „novellistische Er- 
zeugnisse", er erstreckt sich in gleicher Weise 
auf Feuilletonplaudereien, Reisebriefe, Tage«p 
buchblätter, Gedichte, Schilderungen eigener 
Erlebnisse, Aphorismen, Witze usw., sofern diese 
Produkte einer eigenen schöpferischen Tätigkeit 
sind. 

Ob eine Ausarbeitung unterhaltenden Inhalts 
literarisch wertvoll ist oder nicht, ist gleich* 
giltig, gleichgiltig auch ob sie den Leser unter- 
hält oder langweilt. Der Ausdruck „unter- 
haltend" ist allgemein zu fassen. Es kommt 
nicht darauf an, ob der Inhalt der Ausarbeitung 
lustig oder traurig ist. Auch Ausarbeitungen 
erbauenden Inhalts, die man zuerst besonders 
im Gesetz erwähnen wollte i), und Ausarbeitungen 
künstlerischen Inhalts 2) sind denen unterhalten- 
den bzw. wissenschaftlichen Inhalts unter- 
zuordnen. 

Den Zweck, den Leser zu unterhalten, hat 
in gewissem Sinne der gesamte Zeitungsinhalt. 
Es ist zweifellos, daß nicht jede Zeitungsnotiz, 
jeder Artikel, den der Leser „interessant" findet, 
einen „unterhaltenden" Inhalt im Sinne des § i8 
Abs. 2 hat. Die Beschränkung des unterhalten- 
den Inhalts auf das — allerdings weite — 
feuilletonistische Gebiet erscheint selbstver- 
ständlich. 

Nicht alle Artikel unterhaltenden Inhalts sind 
geschützt, sondern nur die „Ausarbeitungen". 
Hierauf muß man besonderen Wert legen, um 
eine Trennung der Ausarbeitungen unterhaltcn- 



1) Bericht der jiten Kommission Seite 38. 
2; Verhandlungen des aufierordentlichen Ausschusses a. a.O. 
Seite 13. 
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den Inhalts von den vermischten Nachrichten tat- 
sächlichen Inhalts zu ermöglichen ; denn auch einer 
Ausarbeitung kann eine Tatsache als Stoff zu 
Grunde liegen. Es kommt nicht auf den Gegenstand 
an, sondern auf die Form und vor allem auf 
den aus dieser erkenntlichen Zweck des Schrift- 
werks. Ist der Zweck die Mtüeilung der Tat- 
sache^ so liegt eine vermischte Nachricht tat- 
sächlichen Inhalts, ist die Tatsache aber nur 
das Mittel sunt Zweck einer eigenen von der 
Tatsache lediglich inspirierten geistigen Pro- 
duktion, so liegt eine Ausarbeitung unterhalten- 
den Inhalts oder auch ein einzelner Artikel 
vor. 3) 

Charakterisiert sich ein Zeitungsartikel als 
eine Ausarbeitung wissenschaftlichen, technischen 
oder unterhaltenden Inhalts, so ist sein Abdruck 
unzulässig, auch wenn ein Vorbehalt der Rechte 
fehlt. Es ist also eigentlich unnötig, eine 
Feuilleton-Plauderei usw. mit dem Vermerk 
„Nachdruck verboten" zu versehen. Die im 
Zeitungsbetriebe herrschende Sitte, bei Feuilleton- 
Artikeln, auch wenn sie zweifellos Ausarbeitungen 
im Sinne des § i8 Abs. 2 sind, ausdrücklich 
den Nachdruck zu verbieten, hat aber außer 
ihrer praktischen auch insofern eine rechtliche 
Bedeutung, als der internationale Schutz der 
Berner Konvention, wie an gegebenem Orte 
noch weiter ausgeführt werden wird, sich unbe- 
dingt, d. h. ohne daß es eines Vorbehalts be- 
darf, nur auf „Feuilletonromane einschließlich 
der Novellen", nicht auf sonstige Ausarbeitungen 
wissenschaftlichen, technischen oder unterhalten- 
den Inhalts erstreckt. 



3) Hierüber Näheres noch in den folg^enden Paragraphen. 
Vergl. auch Allfeld Seite 163 Nr. 11. 



— 34 — 

2. Vermischte Nachrichten tatsächlichen 
Inhalts und Tagesneuigkeiten. 

§4. 

„Vermischte Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
und Tagesneuigkeiten dürfen", so heißt es in 
§ i8 Abs. 3, „aus Zeitungen oder Zeitschriften 
stets abgedruckt werden." Während die Bemer 
Konvention, an deren Bestimmungen sich die 
zitierte Vorschrift anschließt, außer den „nou- 
velles du jour" allgemein die „faits divers" dem 
Abdruck freigibt, beschränkt sich die unbedingte 
Abdrucksfreiheit, die der § i8 gewährt, abge- 
sehen von den Tagesneuigkeiten nur auf die 
vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts. 
Schon die Motive i) heben hervor, daß sich die 
Befugnis des Abdrucks „nicht auf Anekdoten, 
Aphorismen und sonstige kleine Artikel er- 
streckt, die nach dem Sprachgebrauche zuweilen 
unter den vermischten Nachrichten einbegriffen 
werden, ohne doch rein tatsächlicher Natur zu 
sein." 

Die Freigabe der vermischten Nachrichten 
tatsächlichen. Inhalts und Tagesneuigkeiten recht- 
fertigt sich mit Rücksicht auf ihre nur ephemere 
Bedeutung. Im Gegensatz zu den Ausarbeitungen, 
die ein gewisses dauerndes literarisches Interesse 
beanspruchen, sind jene nur auf den Tag be- 
rechnet, nur bestimmt, den Leser über neue 
interessante Tatsachen und Geschehnisse auf 
dem Laufenden zu halten. 

Die Rechtsunsicherheit im Zeitungsbetriebe, 
welche die geschilderten Mißstände im Gefolge 
hat, beruht vor allem auf der Unklarheit über 
die Frage, ob, wie es vielfach angenommen 

1) Seite 28. 
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wird, nur die „Wiedergabe der nackten Tat- 
sachen" i) als vermischte Nachricht tatsächlichen 
Inhalts oder Tagesneuigkeit aufgefaßt werden 
darf, oder ob auch die in eine gewisse indivi- 
duelle Form gekleidete, stilistisch verbrämte 
Mitteilung tatsächlichen Inhalts dem Abdrucke 
freigegeben ist. Sowohl aus juristischen wie 
aus praktischen Erwägungen glauben wir die 
Frage im Sinne der zweiten Alternative ent- 
scheiden zu müssen. 

Schon bei den allgemeinen Betrachtungen 
über den Begriff der Ausarbeitung führten wir 
aus, daü die Mitteilung der einfachsten Tat- 
sachen bei ihrer schriftlichen Fixierung ein be- 
stimmtes Maß eigener geistiger Tätigkeit er- 
fordert. Wo ist die Grenze zwischen der 
Wiedergabe der nackten Tatsachen und der 
Wiedergabe der stilistisch verbrämten Tat- 
sachen? Keine Zeitung kann sich in den meisten 
Fällen bei ihren Berichten mit der Wiedergabe 
der nackten Tatsachen im eigentlichen Sinne 
begnügen. Der Leser verlangt, daß die Tat- 
sachen in eine gewisse Form gegossen werden, 
daß der Bericht „mundgerecht" gemacht ist und 
ein möglichst anschauliches Bild des Gescheh- 
nisses gibt. Soll man einen Feuerbericht des- 
halb als geschützt betrachten müssen, weil der 
Reporter nicht einfach schrieb, daß das in der 
x-Straße Nr. 17 belegene Fabrikgebäude ab- 
gebrannt ist, sondern den Bericht dem Leser 
dadurch schmackhafter macht, daß er die Mit- 
teilung der nackten Tatsache mit ein paar all- 
gemeinen Betrachtungen und Phrasen verflicht 
wie: schauerlich schöner Anblick, glutroter 

1) FüLD Seite 370. Vergl. auch OSTBRRIBTH, DieUrheber- 
rechtsTorlagre Seite 15. 

3* 
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Himmel, fieberhafte Tätigkeit der Feuerwehr^ 
Warnung vor leichtsinnigem Umgehen mit feuer- 
gefährlichem Material usw. usw.? 

§ i8 besagt ausdrücklich, daO vermischte 
Nachrichten tatsächlichen Inhalts und Tages- 
neuigkeiten stets abgedruckt werden dürfen. 
Die Vorschrift kann nur dann eine Bedeutung 
haben, wenn sie nicht die völlig überflüssige 
Wiederholung des selbstverständlichen Grund- 
satzes ist, daO solche Schriftwerke abgedruckt 
werden dürfen, an denen ihrem Wesen nach, 
weil sie sich nicht als das Erzeugnis individuell 
geistiger Tätigkeit darstellen, ein Urheberrecht 
unmöglich ist. Die Bestimmung des § 1 8 Absatz 5 
charakterisiert sich unseres Erachtens vielmehr 
als Ausnahme von dem allgemeinen Schutze der 
an und für sich schutzfähigen Werke, 

Daß die Mitteilung der nackten Tatsache 
urheberrechtlich nicht geschützt ist, bedarf nicht 
einer besonderen Hervorhebung. Die geschickt 
stilisierte Mitteilung einer Tatsache könnte wohl 
nach allgemeinen Grundsätzen unter Umständen 
als „Schriftwerk" urheberrechtlichen Schutz be- 
anspruchen. Kraft Ausnahmebestimmung wird 
aber die Mitteilung einer Tatsache auch dann 
nicht geschützt, wenn der Verfasser die knappen 
Grenzen der zu ihrer Mitteilung notwendigen 
Form überschreitet. DaO diese Auslegung des 
Gesetzes sich auch mit den Entstehungsvtir- 
gängen deckt, die für die Beurteilung der in 
Frage stehenden Bestimmung zweifellos wichtig 
sind, zeigt der Bericht der XL Kommission, i) 
Der Entwurf und die Regierungsvorlage schrieben 
auch bei Abdruck von vermischten Nachrichten 



') Drucksachen des Reichstags a. a. O. Nr. 314. 
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tatsächlichen Inhalts und Tagesneuigkeiten 
Quellenangabe vor. Der Kommissionsbericht 
unterscheidet im Anschluß daran vier Arten des 
Inhalts einer Zeitung: erstens Ausarbeitungen, 
zweitens einzelne Artikel, drittens solche ver- 
mischte Nachrichten tatsächlichen Inhalts und 
Tagesneuigkeiten, die nicht die Eigenschaft von 
Schriftwerken besitzen und deshalb ohne Quellen- 
angabe abgedruckt werden dürfen, und viertens 
die übrigen vermischten Nachrichten tatsäch- 
lichen Inhalts und Tagesneuigkeiten, die bei 
einem Abdrucke Quellenangabe erfordern. 
Durch diese Unterscheidung erkennt die Kom- 
mission an, daO auch die in eine gewisse lite- 
rarische Form gekleideten Tatsachen zu den 
vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
und Tagesneuigkeiten gehören können. 

Nach alledem liegt eine „Ausarbeitung^ 
bzw. ein „Artikel" nicht schon dann vor, wenn 
der Verfasser sich nicht auf die Mitteilung der 
nackten Tatsache beschränkt, sondern erst 
dann, wenn, wie oben bereits hen^orgehoben, der 
eigentliche Zweck des Zeitungsbeitrags nicht die 
Mitteilung der Tatsache, vielmehr die Wieder- 
gabe einer nur von der Tatsache inspirierten 
eigenen geistigen Produktion ist.^) Einige Bei- 
spiele mögen unsere Ausfuhrungen erläutern. 

Am Sonnabend Abend findet im Stadttheater 
eine Premiere statt. Die Sonntagsmorgen- 
zeitung bringt einen Bericht, den sogenannten 
„Vorbericht". Es heißt da: Gestern Abend 
fand statt . . ., äußerer Erfolg . . ., literarisch 

') SiNAUBR a. a. O. Seite a2 sieht das Kriterium in dem 
Unterschied zwischen .rezeptiv" und «produktiv". Diese Unter- 
scheidunj;^ ist praktisch desaalb nicht recht zu verwerten^ weil 
der Verfasser jeder Zeitungsnotiz im gewissen Sinne .pro- 
duktiv" wirkt. 
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schwaches Stück . . ., dem Drama liegt als 
Stoff zu Grunde . . ., grobe Theatereffekte . . ., 
gute Darstellung . . . usw. Hier handelt es 
sich um eine vermischte Nachricht tatsächlichen 
Inhalts^ mag der Bericht auch aus einer noch 
so gewandten Feder fließen. Denn sein Zweck 
ist, dem Leser verschiedene ihn interessierende 
Tatsachen mitzuteilen. In der Montagsabend- 
zeitung findet sich dann eine eingehende Re- 
zension, die das Stück kritisch zergliedert, die 
Behauptung des Kritikers, das Stück wäre lite- 
rarisch ohne Bedeutung, zu begründen sucht, 
allgemeine literarische Betrachtungen enthält. 
Dann handelt es sich um eine Ausarbeitung 
wissenschaftlichen bzw. unterhaltenden Inhalts. 
Charakterisiert sich die Kritik nicht als eine 
Ausarbeitung, die als solche den Zweck hat, den 
Leser über bestimmte aesthetische Fragen zu 
belehren, oder ihn feuilletonistisch zu unter- 
halten, steht sie vielmehr auf einem literarisch 
niedrigeren, jedoch nicht so niedrigen Niveau, 
daß sie nichts weiter ist als die Mitteilung von 
Tatsachen in einer gewissen stilistischen Ver- 
brämung, so wird man sie als ^einzelne Ar- 
tikel^ im Sinne des § i8 Abs. i zu betrachten 
haben. Dieser Klasse möchten wir die meisten 
der an besseren Blättern üblichen Rezensionen 
unterordnen. ^) 

*) Allfblo a. a. O. Seite 163 Nr. 9 meint, «die meisten 
Theater- and Konzertrezensionen, welche nur mit herkömmlichen 
Schlag^ Worten arbeiten, fielen unter den Abs. 3". Gewifi be- 
schränken sich vielfach Rezensionen, besonders die altbekannter 
Stflcke, auf die mit herkömmlichen Schlaj^fworten aufj^eputzte 
Mitteilung^ von Tatsachen. Doch liegt die Theater» und Kon- 
zertkritik meist in bewährten H&nden, wird von literarisch f^e- 
bildeten, urteilsfähigen und stilgewandten Männern ausgeObt, 
deren Rezensionen, besonders wenn es sich um Neuauffüh- 
rungen handelt, von erheblicher selbständiger Denkarbeit 
Zeugnis ablegen und sich von den gewöhnlichen Reporter* 
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Ein aus einer guten Gesellschaftsklasse 
stammender Sittlichkeitsverbrecher ist zu lang- 
jähriger Zuchthausstrafe verurteilt. Die eine 
Zeitung verflicht die Mitteilung der Tatsache 
mit einigen Redensarten über moralischen 
Sumpf, Decadence usw. Der Bericht kann als 
Tagesneuigkeit bzw. vermischte Nachricht tat- 
sächlichen Inhalts abgedruckt werden. Eine 
andere Zeitung macht den Vorfall zum Aus- 
gangspunkte selbständiger rechtspolitischer und 
psychologischer Betrachtungen. Dann liegt, 
wenn nicht eine „Ausarbeitung", ein „einzelner 
Artikel" vor. 

Die Beobachtung einer Tatsache aus dem 
Leben berühmter Männer oder, um an ein früher 
gegebenes Beispiel zu erinnern, aus dem Familien- / 
leben der Störche, ist stets eine vermischte Nach- 
richt tatsächlichen Inhalts, keine Ausarbeitung. 

Der Subsumierung unter die Rubrik der 
vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
oder Tagesneuigkeiten steht es auch nicht ent- 
gegen, daß das als Tatsache mitgeteilte Ge- 
schehnis in Wirklichkeit erfunden ist.^) Die 
Schilderung einer neuen Erfindung, die in der 
Aufzählung ihrer Eigentümlichkeiten besteht und 
den Zeitungslesern am i. April als Aprilscherz 
aufgetischt wird, ist eine vermischte Nachricht 
tatsächlichen Inhalts, weil der Zweck der Notiz 
offenbar die Mitteilung der, wenn auch erfun- 
denen Tatsache ist. 

Die von uns befürwortete möglichst exten- 
sive Interpretation des § i8 Abs. 3 scheint uns 
nicht nur die einzige dem Geiste des Gesetzes 

berichten (man denke an die üblichen Vari^t^rezensionen) deut- 
lich abheben. 

1) Allfbld Seite 164 Nr. 13. Sinaubr Seite 22/23. 
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entsprechende Auslegung, sondern auch vom 
Standpunkte des praktischen Zeitungsbetriebes 
aus ein geeignetes Mittel zu sein, den Miß- 
ständen wirksam entgegenzutreten, die durch 
eine unseres Erachtens völlig unberechtigte 
restriktive Interpretation des erwähnten Para- 
graphen-Absatzes verursacht worden sind. 

Einem Einwände gegenüber« daO unsere 
Auslegung die materiellen Interessen der Tages- 
schriftsteller allzu sehr schädige, möge darauf 
hingewiesen werden, daß die meisten unge- 
schützten Zeitungsbeiträge, wenn sie ihrer Be- 
schaffenheit wegen nicht überhaupt urheber- 
rechtlich schutzunfähig sind, zu ihrer Abfassung 
eine nur minimale Geistestätigkeit erfordern und 
durch einmalige Honorierung reichlich bezahlt 
sind, außerdem darauf, daß vermischte Nach- 
richten tatsächlichen Inhalts und Tagesneuig- 
keiten gewöhnlich durch Zeitungskorrespondenzen 
verbreitet werden, die, wenn sie viele Zeitungen 
zu Abonnenten haben, ihren Verfassern oft be- 
deutende Honorare einbringen. 

Aber gerade die Herausgeber solcher Zei- 
tungskorrespondenzen sind es, die über die Be- 
stimmung des § i8 Absatz 3 lebhafte Klage 
führen und sich darüber beschweren, daß viele 
Zeitungen, denen sie ihre Korrespondenz zu- 
schicken, diese zunächst zurücklegen, die in 
ihnen enthaltenen Beiträge, wenn sie in andern 
Zeitungen erschienen sind, mit irgend einer 
Quellenangabe abdrucken und dann die Hono- 
rierung der Beiträge mit der Begründung ab- 
lehnen, sie hätten die vermischten Nachrichten 
tatsächlichen Inhalts oder Tagesneuigkeiten aus 
andern Blättern übernommen, i) Durch diesen 

1) VoigtlAnder Seite 92 Nr. 6. 
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Unfug verlören einzelne Korrespondenzen monat- 
lich 30, 40, 50 und auch 60 Mk. Honorar.^) 
Eine möglichst extensive Interpretation des 
Absatz 3 würde naturgemäß zu noch lebhafteren 
Klagen AnlaO geben, und es möge uns deshalb 
erlaubt sein, in diesemZusammcn hange zu der Frage 
der Berechtigung jener Klagen, die von Voigt- 
länder und OsTERRiETH eine etwas zu ein- 
seitige Behandlung erfährt, mit einigen Worten 
Stellung zu nehmen. 

Unseres Erachtens liegt „der Unfug" in den 
meisten Fällen nicht auf der Seite der Zeitungen, 
sondern der der Korrespondenzen. Diese 
Unternehmungen schießen wie Pilze aus der 
Erde, sie überschwemmen die Redaktionen und 
wandern meist uneröffnet und ungelesen in den 
Papierkorb. Druckt nun eine Zeitung eine ur- 
heberrechtlich dem Abdrucke freigegebene Notiz 
mit Quellenangabe aus einer anderen ab, so 
kommt gleich der Verfasser einer Korrespon- 
denz, von deren Inhalt die Redaktion vielfach 
überhaupt nicht Kenntnis genommen hat, mit 
der Rechnung, droht womöglich noch, durch die 
herrschende Rechtsunsicherbeit begünstigt, mit 
dem Staatsanwalt, erklärt sich aber für den 
Fall des Abschlusses eines Abonnements zur 
Aufgabe oder größtmöglichen Herabsetzung 
seiner Honorarforderung bereit. Ortloff^) 
sagt richtig „gegen derartige Pressionen sich 
zu schützen, wäre den Redaktionen ja nur die 
einzige Möglichkeit belassen, auf bestehende 
oder neu auftauchende Korrespondenzen zu 
abonnieren, wenn sie auch noch so minder - 



^> OSTBRRIBTH, Urheberrechtsvorlag^e Seite 16. 
«) A. a. O. 
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Wertig" seien**. Die Redaktionen, heißt es, legen 
die Korrespondenzen zunächst zurück. Mit 
vollem Recht! Wie kann eine ernste, vornehme 
Zeitung ohne weiteres die oft aus den obskursten 
Quellen stammenden Tagesneuigkeiten jener 
Korrespondenzen abdrucken? Bringt die gleiche 
Nachricht eine andere Zeitung von anerkanntem 
Rufe, so- druckt die erste sie mit Quellen- 
angabe ab, indem sie der Originalzeitung die 
publizistische Verantwortung für die Richtigkeit 
der Notiz überläßt. Der Korrespondenz gegen- 
über fühlt sich die wiederabdruckende Zeitung 
zu keiner Honorarzahlung verpflichtet, einmal 
weil es sich um einen Beitrag handelt, dessen 
Wiederabdruck, wenn er in einer Zeitung er- 
schienen ist,i) urheberrechtlich freigegeben ist, 
sodann weil sie von dem Vorteil, den die Zu- 
sendung der Korrespondenz bot, die betreffende 
Nachricht früher zu bringen, keinen Gebrauch 
gemacht hat. Erweisen sich die Nachrichten 
einer Korrespondenz als zuverlässig, so wird 
dies — damit ist der eigentliche Zweck der Zu- 
sendung erreicht — oft zum Abschluß eines 
Abonnements führen. 

Voigtländer 2) meint, die Zeitungen wären 
auch in den geschilderten Fällen verpflichtet, 
den wiederabgedruckten Beitrag zu honorieren, 
weil in der Zusendung der Berichte seitens 
einer Zeitungskorrespondenz das Anerbieten 



^) Solange die in Zeitungskorrespondenzen erschienenen 
Artikel nicht in einer Zeitung veröffentlicht sind, eenieOen sie 
den ihnen als Schriftwerken im Sinne des § i allgemein zu- 
kommenden Schutz. Der Abdruck eines an sich schutzfähigen 
Artikels aus einer Korrespondenz charakterisiert sich also als 
Nachdruck, selbst wenn er nach Veröffentlichung in einer Zei- 
tung^bedingt oder unbedingt dem Abdrucke freigegeben ist. 

2) Seite 93. 
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eines Vertrages zu erblicken sei, der durch den 
Abdruck geschlossen werde. Uns scheint das 
Zustandekommen eines Vertrages doch höchst 
zweifelhaft zu sein, da die Angabe einer Zeitung 
als Quelle gerade gegen die Annahme eines 
eventuellen Vertrags-Angebotes spricht. Auch 
liegt, wie wir glauben, in der Uebersendung 
einer Korrespondenz weniger die Offerte eines 
Ueberlassungs- als eines Abonnementsvertrages. 

Ein vorsätzlicher Mißbrauch der Korrespon- 
denzen durch Zeitungsredaktionen mag vielfach 
vorkommen. Der Mißbrauch ist das Risiko des 
geschäftlichen Unternehmens. Mögen die Ver- 
fasser ihre Korrespondenz an solche Zeitungen 
nicht schicken, mögen sie eventuell den Schutz 
des § 826 des B.G.B. für sich in Anspruch 
nehmen. Das Urheberrecht kann sich mit der- 
artigen rein geschäftlichen Dingen nicht befassen. 
Eine die besonderen Interessen der Zeitungs- 
korrespondenzen berücksichtigende Aenderung 
des § 18, wie sie in Fachbläitern vielfach an- 
geregt ist, scheint uns völlig unangebracht und 
dem Wesen des Urheberrechts widersprechend. 

Vermischte Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
und Tagesneuigkeiten dürfen abgedruckt werden, 
ohne daß für die abdruckende Zeitung die Ver- 
pflichtung zur Quellenangabe besteht. Wir er- 
wähnten bereits, daß der Entwurf und die Re- 
gierungsvorlage auch bei Wiederabdruck der 
genannten Zeitungsbeiträge deutliche Quellen- 
angabe vorgeschrieben hatten. Der Reichstag 
schloß sich bei der endgiltigen gesetzlichen 
Fixierung den Erwägungen der Kommission an^ 
die aus Utilitätsgründen für die Streichung des 
Gebots der Quellenangabe eintrat „Die Ein- 
richtungen im Zeitungswesen, ^ heißt es in dem 
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Kommissionsbericht, i) „bringen es mit sieb, daO 
die ursprüngliche Quelle, aus der die betreffende 
Nachricht stammt, durch Bezeichnung der zuletzt 
benutzten Quelle nicht angegeben wird, nicht 
angegeben werden kann. Ein und dieselbe 
Mitteilung wird in Zeitungskorrespondenzen an 
die verschiedensten Zeitungen gesandt und von 
diesen gleichzeitig abgedruckt. Welche Zeitung 
soll dann als Quelle angegeben werden? . . . 
Die Angabe der Quelle bei Abdruck solcher 
Mitteilungen dem Anstandsgefühle der Zeitungen 
zu überlassen, sei auch, wie von einem mit dem 
Zeitungswesen vertrauten Abgeordneten aus- 
geführt wurde, den Interessen der betreffenden 
Schriftsteller nur günstig. Die größeren an- 
ständigen Zeitungen, die solche Tagesneuig- 
keiten ohne Quellenangabe abdrucken« würden 
dem Verfasser dieser Mitteilungen freiwillig eine 
entsprechende Vergütung bezahlen. Sie würden 
dies nicht tun, wenn das Gesetz sie zur Angabe 
der Quelle verpflichtete, da sie dann durch die 
Angabe der Quelle jeder weiteren Verpflichtung 
überhoben zu sein glaubten." 

Das letzte Argument, um damit zu beginnen, 
erscheint uns in keiner Weise als stichhaltig. 
Die „größeren, anständigen" Zeitungen — darin 
liegt gerade ihr Anstand — drucken Beiträge 
anderer Zeitungen überhaupt nicht ohne Quellen- 
angabe ab, und wenn sie davon absehen, aus 
fremden Zeitungen übernommene Beiträge zu 
honorieren, so glauben sie hierzu umsomehr 
berechtigt zu sein, als sie ihrer publizistischen 
Anstan dspflicht über den gesetzlichen Zwang 

1) Drucksachen des Reichstag a. a. O. Nr. 314 Seite 39 f. 
Verc^l. auch EsCHB, Urheberrecht und Verlag^srecht, darji^estellt 
nach den Verhandlungen des Reichstags, Berlin IQ01, Seite 8/9. 
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hinaus durch Quellenangabe genügt haben. 
Daß auch die Tagesschriftsteller die Streichung 
der die Quellenangabe gebietenden Vorschritt 
keineswegs als eine ihnen zu gute kommende 
Aenderung der Regierungsvorlage betrachten, 
zeigen die erwähnten aus ihren Kreisen stam- 
menden Klagen. 

Die übrigen Argumente der Kommission 
sind, wenn auch nicht vollkommen durchgreifend, 
so doch verständlich. Daß sie wirklich util 
sind, läßt sich nicht recht behaupten. Wenigstens 
wird in der Praxis das Fehlen des Gebots der 
Quellenangabe als Mangel des Gesetzes 
empfunden, der zu schweren Mißständen geführt 
hat. Ein Mangel des Gesetzes liegt unseres 
Erachtens in keiner Weise vor. Es spricht 
vom Standpunkte eines Urhebergesetzes viel für 
die Streichung einer Bestimmung, die mit dem 
Urheberrecht an sich nichts zu tun hat. Es er- 
scheint uns deshalb durchaus angebracht, die 
Regelung der Quellenangabe bei dem Abdruck 
von vermischten Nachrichten tatsächlichen In- 
halts oder Tagesneuigkeiten nicht im Urheber- 
gesetze festzulegen, sondern dem journalistischen 
Anstandsgefühl zu überlassen. 

Keine anständige Zeitung wird verfehlen, die 
Quelle des Originalberichts bei Entnahme fremder 
Nachrichten anzugeben. Die häufige Zitierung 
in anderen Preßorganen ist auch für jede Zei- 
tung ein geschätztes Aequivalent für die zur 
Erlangung jener Originalberichte aufgewendeten 
oft sehr erheblichen Kosten. Sie wird dadurch, 
daß man sie als Quelle angibt, bekannt, be- 
kommt den Ruf eines verbreiteten, wohl unter- 
richteten Blattes und lenkt dadurch die Auf- 
merksamkeit der Leser und Inserenten auf sich. 
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Leider aber machen sich viele Blätter den Hin- 
weis auf das journalistische Anstandsgefühl da- 
durch zu nutze, daß sie in gewissenlosester 
Weise den Nachrichtendienst einer Zeitung ohne 
Quellenangabe plündern, womöglich noch durch 
einleitende Worte wie: „Uns wird berichtet, 
uns sind folgende Depeschen zugegangen usw." 
den Anschein erwecken, als ob es sich um 
Originaltelegramme handle, i) 

Die Frage, durch welche Mittel man den 
Nachrichtenverkehr einer Zeitung gegen die 
Uebergriffe der PreOpiraten schützen kann, ge- 
hört, wie schon bei den Reichstagsverhand- 
lungen 2) richtig hervorgehoben wurde, nicht in 
das Gebiet des Urheberrechts, sondern in das des 
unlauteren Wettbewerbs. Telegramme^ die in 
•der Mitteilung von Tatsachen bestehen, können 
urheberrechtlich nicht gegen Nachdruck ge- 
schützt werden, weil ihnen die Eigenschaften 
•eines „Schriftwerkes" im Sinne des § i fehlen. 
Der vielfach an die Spitze des Abdrucks von 
Original teleg rammen gesetzte Vermerk: „Nach- 
druck verboten" hat also keine Bedeutung. 
Wohl aber bietet das Reichsgesets zur Be- 
kämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 
jij, Mai 18 p6 eine Handhabe, dem unlauteren 
•Gebahren der Zeitungen entgegenzutreten, die 
skrupellos und systematisch den mit Aufwendung 
großer Mittel beschafften Nachrichtendienst ton- 
angebender PreOorgane ohne Quellenangabe 
. abdrucken. 

Unter den § i des Wettbewerbsgesetzes 
fällt eine Veranstaltung, die geeignet ist, den 

^) Vergl. Fischer, In der Festgrabe für WiLKB, Seite 79. 
^) Stenographische Berichte, X. Leg.-Per. II. Sess. Band 3, 
76. Sitxnoj^ Seite aiSi. 
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Anschein eines besonders günstigen Angebots 
hervorzurufen. Die Auslegung, daß auch der 
Abdruck von Telegrammen als eine Veran- 
staltung im Sinne des § i Abs. 4 des Gesetzes 
vom 27. Mai 1896 anzusehen ist, entspricht der 
Judikatur des Reichgerichts, das in einer Ent- 
scheidung vom 5. März 1901*) unter Veran- 
staltungen ganz allgemein alle „überhaupt in 
die äußere Erscheinung tretende Kundgebungen" 
versteht.2) 

Sobald aber eine Zeitung bei dem Abdrucke 
fremder Depeschen den Anschein erweckt, daß 
es sich um Originaltelegramme handelt 3), liegt 
auch zweifellos eine Veranstaltung vor, die ge- 
eignet ist, den Anschein eines besonders 
günstigen Angebots hervorzurufen. Einer Zeitung, 
die einen gut organisierten eigenen Nachrichten- 
dienst hat, sich von allen wichtigen Punkten der 
Erde durch wohl informierte Korrespondenten über 
Tagesneuigkeiten schnellstens unterrichten läßt, ist 
eine weite, oft sogar internationale Verbreitung 
sicher. Sie gewinnt eine allgemeine Bedeutung, die 
sie von der Fülle der untergeordneten Preßorgane 
wirksam abhebt, und erfreut sich deshalb eines 
regen Zuspruchs aus dem Kreise der Leser und 
Inserenten 4). Da ein Blatt, das für einen eigenen 
Nachrichtendienst keine Ausgaben hat, natur- 
gemäß in der Lage ist, den Preis für das 



Juristische Zeitschrift .Das Recht", Jahrgang 1901 
Seite 18 (. 

^ Vergl. FüLD a. a. C, Seite 372. 

') Dieser Anschein wird unseres Erachtens nicht nur durch 
einen bestimmten Zusatz: .uns wird depeschiert usw." erweckt, 
sondern auch durch einen Abdruck ohne ausdrücklichen Zusats, 
sofern nur die Umstände, unter denen der Abdruck geschieht, 
zu der Ueberzeugung berechtigen, daO es sich um Original- 
telegramme handelte. 

*) Vergl. FULD, Seite 372. 
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Abonnement und die Inserate erheblich niedriger 
festzusetzen, als es die Zeitung mit eigenem 
Nachrichtendienst unter Berücksichtigung ihrer 
großen Unkosten vermag, so erweckt es den 
Anschein eines besonders günstigen Angebots 
und gibt der Originalzeitung das Recht, den 
Schutz des Wettbewerbgesetzes für sich in An- 
spruch zu nehmen, d. h. auf Unterlassung und 
eventuell daneben auf Schadenersatz zu klagen. 
Der Tatbestand des unlauteren Wettbewerbes 
ist selbstverständlich nicht schon dann erfüllt, 
wenn der Depeschenabdruck einmal geschieht, 
es ist vielmehr eine gewisse Regel mäOigßeit und 
Dauer erforderlich i). Geschieht der Abdruck 
der Depeschen unter Umständen, die den An- 
schein, es handle sich um Original telegramme, 
nicht zu erwecken geeignet sind, so entfällt die 
Anwendbarkeit des Gesetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes 2). 

1) KOHLBR, Schlitz des Nachrichtenverkehrs im Archiv für 
bürgerliches Recht, Band 26 Heft i Seite 197. 

') FULD (a. a. O., Seite 373 f.) nimmt an, auch der § 826 
des Bürgerlichen Gesetzbuches biete die Handhabe zum Ein- 
schreiten in zahlreichen Fällen. Der Frage, ob nnd in welcher 
Weise neben dem Wettbewerbsgesetze auch die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches über unerlaubte Handlungen 
Anwendung finden, können wir im Rahmen dieser Abhandlung 
nicht nähertreten. Wir sind der Ansicht, daß der Verletzte zur 
Wahl berechtigt ist. (Vergl. die ausführlichen Darlegungen von 
MÜLLER in dem Kommentar zum Reichsgesetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes vom 37. Mai 1896, 4. Aufl. Fürth 
1904 Seite 16 ff., ferner Schmid: Sind die Bestimmungen der 
§§ 833, 834 und 836 des B.G.B. auch zur Bekämpfung des un- 
lauteren Wettbewerbes anwendbar? In der Zeitschrift .Gewerb- 
licher Rechtsschutz und Urheberrecht", Berlin 190^. 8. Jahrgang 
No. 4 Seite 103 ff.). S. auch Kohlbr a. a. O. Seite 197. Die 
Anwendbarkeit des § 8a6 über den Kreis der durch das Wett- 
bewerbsgesetz erfaOten Fälle hinaus, wie sieFULD befürwortet, 
scheint uns recht zweifelhaft. Auch die Frage der Zulässigkeit 
einer Unterlassungsklage glauben wir im Gegensatz zu FiTLD 
und dem Reichsgericht (Entscheidungen in Zivilsachen, Band 48 
Seite 114 ff.) mit LAU (der Unterlassangsanspruch aus den §§ 
833 ff. B. G. B. in den Beiträgen zur Erläuterung des Deutschen 



— 49 — 

Die Bestimmung des § 18 Abs. 3, die vermischte 
Nachrichten tatsächlichen Inhalts und Tages- 
neuigkeiten dem Abdruck freigibt, bezieht sich 
nur auf solche Zeitungsbeiträge, die bereits ver- 
öffentlicht sind^). 

Vor der Veröffentlichung genießen sie den 
allgemeinen, allen „Schriftwerken" zukommenden 
Schutz. Da den vermischten Nachrichten tat- 
sächlichen Inhalts und den Tagesneuigkeiten in 
der überwiegenden Zahl der Fälle die Schrift- 
werkseigenschaft fehlt, so ist der urheberrecht- 
liche Schutz der nach ihrer Veröffentlichung 
unter den § 18 Abs. 3 fallenden Beiträge vor 
der Veröffentlichung ein minimaler. 

Es ist nun verschiedentlich vorgekommen, 
daß sich Zeitungen durch irgendwelche Manipu- 
lationen aus anderen Zeitungsbetrieben urheber- 
rechtlich nicht geschützte Nachrichten, besonders 
Depeschen, vor deren Erscheinen, im Bürstenabzug 
oder sonstwie zu verschaffen verstanden und 
hierdurch in der Lage waren, die betreffenden 

ReciiU, Berlin 1903, 47. Jahrg^ang, Seite 497 ff.) verneinen zu 
müssen. 

^) Sind sie einmal veröffentlicht, so kann der Wiederabdruck 
sofort erfolgen. Das Prioritätsrecht der Originalceitung wird 
nicht geschützt. Interessante gesetzgeberische Versuche in 
dieser Hinsicht teilt Kohler mit. In den ^AutorrechtÜchen 
Studien** a a. O. Seite 451 erwähnt er, daO sich in einigen 
englischen Kolonien, so insbesondere am Kap und in Neu-See- 
land, Bestimmungen fmden, wonach Zeitungstelegrarome erst 
nach einer bestimmten Stundenanzahl von anderen Zeitungen 
wiedergegeben werden dürfen. Sodann macht er in seinem 
Aufsätze: ^ Schutz des NachrichitnverkehrB* a. a. O. Seite 
198/199 den Wortlaut des Gesetzes von Ceylon vom 14. De- 
zember 1898 bekannt, welches den Titel trägt: .An ordinance 
to secure in certain cases, tl.e right of property in telegraphic 
press messages". Der Inhalt dieses Gesetzes ist, daß derjenige 
der eine Nachricht durch Kabel erhält und sie veröffentlicht 
48 Stunden von der Veröffentlichung an, jedoch nicht länger als 
60 Standen vom Empfang des Telegramms an die Alleinver* 
breitungsbefugnis haben soll. 
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Nachrichten gleichzeitig, wenn nicht noch früher^ 
als die erste Zeitung zu v eröffentlichen i). 

Das österreichische Recht (Gesetz vom 25. 
Dezember 1895 betreffend das Urheberrecht an 
Werken der Literatur, Kunst und Photographie) 
enthält eine Bestimmung zum Schutze der Original- 
zeitung gegen den sogenannten Depeschen- 
diebstahL Im § 27 heißt es: „Die behufs Auf- 
nahme in die Tagesblätter gesammelten und 
vervielfältigten Mitteilungen und Notizen werden 
solange geschützt, bis ihre Veröffentlichung durch 
eines der hierzu befugten Blätter erfolgt ist." 

Das deutsche Urheberrechtsgesetz hat mit 
Recht einer ähnlichen Bestimmung keinen Raum 
gewährt. Auch die Frage des Schutzes gegen 
den n Depeschendiebstahl" gehört in das Gebiet 
des unlauteren Wettbewerbes, Die Anwend- 
barkeit der Diebstahls-Paragraphen muß sehr 
zweifelhaft erscheinen, da der Täter meist nicht 
die Absicht hat, sich eine „fremde bewegliche 
Sache" im Sinne des § 242 des St. G. B. rechts- 
widrig zuzueignen. Fischer sagt zutreffend: 
„Auf den Besitz des betreffenden Bürstenabzuges 
oder Papiers, der den Wortlaut der unbefugt 
zu verwertenden Zeitungsnachricht enthält^ 
kommt es dem Täter garnicht an, der Täter 
will sich vielmehr unbefugt den Inhalt der Nach- 
richt aneignen" 2). 

Zweifellos aber wird durch den „Depeschen- 
diebstahl" der § 9 des Gesetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes verletzt. Dieser 

1) Vergeh VOIQTLABNDBR, Seite 93, PisCHBR, Seite 82 ff. 

^ Tatsächlich hat, wie FiSCHBR a. a. O., Seite 83 Anm. 3, 
mitteilt, das Landgericht I, Berlin, in dem Prozefi ge?en 
DÖRFFRT und Genossen die Frage der Anwendbarkeit des 
Diebstahls-Paragraphen bejaht und auf Gefängnis erkannt. 
Das Reichsgericht hat die Revision gegen dieses Urteil ver- 
worfen. 
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Paragraph bedroht denjenigen mit Geldstrafe 
bis zu 3000 Mark oder mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre, der als Angestellter, Arbeiter oder 
Lehrling eines Geschäftbetriebes Geschäfts^ oder 
Betriebsgeheimnisse^ die ihm vermöge des 
Dienstverhältnisses anvertraut oder sonst zu- 
gänglich geworden sind, während der Geltungs- 
dauer des Dienstverhältnisses unbefugt an 
andere zu Zwecken des Wettbewerbes oder in 
der Absicht, dem Inhaber des Geschäftsbetriebes 
Schaden zuzufügen, mitteilt. 

Der 2. Absatz sodann bestimmt, daß gleiche 
Strafe denjenigen trifft, der Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse, deren Kenntnis er durch 
eine der im Absatz i bezeichneten Mitteilungen ^ö?^r 
durch eine gegen das Gesetz oder die guten 
Sitten verstoßende eigene Handlung erlangt 
hat, zu Zwecken des Wettbewerbes unbefugt 
verwertet oder an andere mitteilt. 

Daß Zeitungsnachrichten vor ihrer Veröffent- 
lichung Geschäftsgeheimnisse bilden, ist selbst- 
verständlich und bedarf keiner eingehenderen 
Begründung. Da nach § 9 Abs. 3 Zuwider- 
handlungen außerdem noch zum Ersätze des 
entstandenen Schadens verpflichten, scheint uns 
ein wirksamer Schutz gegen die unbefugte Ver- 
wertung unveröffentlichter und urheberrechtlich 
nicht schutzfähiger Zeitungsbeiträge durch den 
§ 9 des Wettbewerbsgesetzes in jeder Weise 
hinreichend gewährleistet zu sein. 

3. Einzelne Artikel. 
§ e. 

Nach dem ersten Absatz des § 18 ist: 
„Zulässig der Abdruck einzelner Artikel 
aus Zeitungen, soweit die Artikel nicht mit einem 

4* 
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Vorbehalte der Rechte versehen sind; jedoch 
ist nur ein Abdruck gestattet, durch den der 
Sinn nicht entstellt wird. Bei dem Abdruck ist 
die Quelle deutlich anzugeben." 

Zu den einzelnen Artikeln gehören alle 
Zeitungsbeiträge, die weder zu den Ausarbeitungen 
des Abs. 2 noch zu den vermischten Nachrichten 
oder Tagesneuigkeiten des Abs. 3 zu rechnen 
sind. Nach den ausführlichen Erörterungen der 
beiden letzten Paragraphen glauben wir, uns 
auf diese negative Erklärung beschränken zu 
dürfen. Zusammenfassend wollen wir nur an 
diesem Orte noch einmal feststellen, daß wir 
unter einzelnen Artikeln solche Schrifiwerke im 
Sinne der § i des Urheberrechtsgesetzes ver- 
stehen, die — hierin liegt die Abgrenzung von 
den vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
oder Tagesneuigkeiten — irgend eine Begeben- 
heit zum Ausgangspunkte eines eigenen^ von 
jener Begebenheit nur inspirierten geistigen 
Produktion machen, ohne jedoch — hierin liegt 
die Abgrenzung von den Ausarbeitungen — ihrer 
Beschaffenheit nach den Zweck erkennen lassen, 
den Leser über bestimmte wissenschaftliche 
Fragen zu belehren oder feuilletonistisch zu 
unterhalten. Als einzelner Artikel kommen vor- 
nehmlich in Betracht die Leitartikel und sonstige 
Zeitungsbeiträge 1), die die Erörterung der öffent- 
lichen Angelegenheiten zum Gegenstande haben. 

Der von den Motiven zu dem Gesetz vom 
II. Juni 1870 aufgestellte, in seiner allgemeinen 
Fassung äußerst bedenkliche Grundsatz, im 
Zeitungswesen „müsse das strenge Privatrecht 

^) Eine Beschränkungr des Schatzes aut .Gröfiere Mit- 
teilungen", wie § 7b des Gesetzes vom ii. Juni 1870 normiert 
findet sich im heutigen Gesetz nicht mehr. 
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des Autors dem Bedürfnisse des allgemeinea 
literarischen Verkehrs und den aus der publi- 
zistischen Natur der Zeitungen sich ergebenden 
Konsequenzen weichen", hat bezüglich der 
einzelnen Artikel noch heute seine volle Be- 
rechtigung. Dem politischen Tagesschriftsteller 
liegt an einem Abdrucks verbot gewöhnlich gar- 
nichts. Im Gegenteil hat er an der größtmög- 
lichen Verbreitung seiner politischen Ansichten 
lebhaftes Interesse und empfindet den Abdruck 
seiner Essays als erwünschte Würdigung seiner 
publizistischen Tätigkeit. So ist denn auch das 
Anbringen eines Vorbehalts der Rechte bei 
politischen Artikeln in Deutschland ganz unge- 
bräuchlich, dagegen ist ein Vermerk ^Abdruck 
erwünscht" nicht selten. 

Unter Berücksichtigung der publizistischen 
Stellung der Zeitung einerseits, andererseits in 
Anerkennung der oft bedeutenden Geistesarbeit, 
die in solchen Zeitungsbeiträgen verkörpert ist, 
überläßt es das Urheberrechtsgesetz dem freien Be- 
lieben des Verfassers, ob er seinen einzelnen 
Artikel durch einen Vorbehalt schützen oder 
dem Abdruck freigeben will 2). Um einem Miß- 
brauche der bei Fehlen des Vorbehalts bezüg- 
lich der einzelnen Artikel gewährten Abdrucks- 
freibeit vorzubeugen, hat das Gesetz ferner die 
Erlaubnis des Abdrucks an die Erfüllung be- 
stimmter Voraussetzungen geknüpft, die sich 
als Mittel zum Schutze der Interessen sowohl 
des Verfassers als auch der Originalzeitung in 
der Praxis durchaus bewährt haben. Diese 



') Fehlt ein Vorbehalt, so ist der Abdruck allgemein frei- 
gegeben (ebenso Allfbld, Seite 159 No. 3). Die Ansicht 
MÜLLERS (Seite 73), der Abdruck dürfe nur wiederum in einer 
Zeitung erfolgen, entbehrt jeder Begründung. 



— 54 — 

Voraussetzungen sind: Deutliche Angabe der 
Quelle'^) und ein Abdruck durch den nicht der 
Sinn entstellt wird. 

Ueber die Vorzüge, welche die Original- 
zeitung durch die Zitierung erhält, ist bereits 
gesprochen worden 2). Es ist billigenswert, daß 
die Vorschrift des § i8 Abs. i diese Vorzüge 
durch Normierung der Verpflichtung zu deut- 
licher Quellenangabe sichert. Mit einer Quellen- 
angabe, die dem Durchschnittszeitungsleser un- 
verständlich bleibt, ist der Originalzeitung nicht 
gedient. Die Angabe der Anfangsbuchstaben 
wird in der Regel nicht genügen. Die Zitierung 
muß so deutlich sein, daß Verwechslungen aus- 
geschlossen sind. Die Bezeichnung „B. Z."8) 
ist beispielshalber nicht ausreichend, weil man 
nicht weiß, ob die Berliner Zeitung gemeint ist, 
oder die Bonner, Breslauer usw. Zeitung. Eben- 
so ist die Abkürzung „W.T.B." (Wiener Tage- 
blatt, Wolff'sches Telegraphen-Bureau?) unzu- 
lässig. 

Der Verpflichtung zu deutlicher Quellenangabe 
ist genügt, wenn dasjenige Blatt zitiert wird, dem 
der Artikel unmittelbar entnommen ist. Auf die ur- 
sprüngliche Quelle braucht nicht zurückgegangen 
zu werden 4), Diese muß angegeben werden, 
wenn sie von dem benutzten Blatte genannt ist. 
In diesem Falle ist aber unseres Erachtens die 
Angabe der ursprünglichen Quelle ausreichend. 

^) Die die deatlicbe Angabe der Quelle gebietende Vor- 
schrift ist keine lex imperfecta, vielmehr wird nach § 44 das 
sogenannte .Plagiat" mit Geldstrafe bis su 150 Mark bestrafe. 
Vorsatz ist nicht erforderlich, es genügt Fahrlässigkeit, da es 
sich um eine Uebertretang handelt. Vergl. Allpbld, Seite 362 
No. 5, anrichtig Voigtlabndbr, Seite 90. 

*) Vergl. auch die zutreffenden Ausführungen von FISCHBR 
a. a. O. Seite 77 ff. 

«) Vergl. FüLD a. a. O., Seite 374 f. 

*) FiscHBR, Seite 80; Allfbld, Seite 161 No. 7. 
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Als fraglich kann es erscheinen, ob für die 
abdruckende Zeitung die Verpflichtung besteht, 
außer der Originalzeitung auch den Verfasser zu 
nennen, falls dessen Name bei dem übernomme- 
nen Artikel angegeben ist. In Uebereinstimmung 
mit der in dem Kommissionsbericht i) vertretnen 
Ansicht ist diese Frage zu bejahen. Tritt der 
Verfasser mit seinem Namen hervor, so lenkt er 
einen großen Teil der moralischen Verantwort- 
lichkeit von der Zeitung auf seine Person. Er 
wird hierfür gewichtige Gründe haben, und der 
abdruckenden Zeitung steht kein Recht zu, irgend- 
wie in die Willenssphäre des Verfassers störend 
einzudringen 2j. Die Verpflichtung zur Angabe 
des Namens bezieht sich aber nur auf einen 
bürgerlichen Namen, der bestimmt ist, die Person 
des Verfassers zu individualisieren. Zeichen, 
Anfangsbuchstaben, angenommene phantastische 
Namen wie: Spectator, Monitor usw. brauchen 
nicht bei Wiederabdruck genannt zu werden. 

Die Freigabe der einzelnen Artikel ist ferner 
an die Voraussetzung geknüpft, daß bei dem 
Abdruck nicht der Sinn entstellt wird 3). 
Aenderungen, besonders Kürzungen und Zu- 

^) a. a. O. Seite 30. »Auf der Pariser Konferenz ging^ man 
von der Auffassung^ aus, daO die Quellenangabe sich nicht blofi auf 
die Angabe des Namens der Zeitung, in welcher der betreffende 
Artikel erschienen ist, sondern, falls der Artikel gezeichnet war, 
auch auf die BtiMunung des Urhebers zu erstrecken habe. Unter 
Bezugnahme hierauf wurde aus drr Mitte der Reichstagskommission 
die Frage aufgeworfen, ob auch der vom Entwurf vorgeschlagenen 
Verpflichtung zur Quellenangabe diese ausgedehnte Auslegunj^ 
zu geben sei. Von einem Vertreter der Regierung wurde dar- 
auf erwidert, daO der Entwurf die Entscheidung darüber der 
Rechtssprechung überlassen habe. Nach seiner persönlichen An- 
sicht nötige die Verpflichtung zur Quellenangabe, auch den 
Namen desjenigen anzugeben, der den abgedruckten Artikel 
unterzeichnet hat." 

*) Vergl. auch AllfbLD, Seite 161 unten. 

3) Ein Abdruck unter vorsätzlicher Entstellung des Sinnes 
ist als HNachdruck* strafbar. 



- 56 - 

sammenfassungen sind erlaubt. Nur darf die 
Befugnis zum Abdruck nicht dazu mißbraucht 
werden, um die Ausführungen des Original- 
artikels in sinnentstellender Weise zu verdrehen 
und dem Verfasser Gedanken zu unterschieben, 
die in dem Artikel garnicht zum Ausdruck ge* 
kommen sind. 

Die Abdrucksfreiheit entfällt, d.h. die einzelnen 
Artikel genießen den vollkommenen ihnen als 
Schriftwerken zukommenden Schutz^), wenn 
sie mit einem Vorbehalte der Rechte ver- 
sehen sind. 2) 

Während nach § 7 b des Gesetzes vom 1 1'. 
Juni 1870 der Vorbehalt der Rechte an der 
Spttse der „größeren Mitteilungen" angebracht 
werden mußte, enthält das Gesetz vom 19. Juni 
1901 weder über den Ort noch über die Form 
des Vorbehalts bestimmte Vorschriften. Gleich- 
gültig ist es, ob der Vorbehalt an der Spitze 
oder dem Schlüsse des Artikels steht, gleich- 
gültig auch, welche Worte zur Sicherung der 
Rechte des Verfassers gebraucht werden (alle 
Rechte vorbehalten, Nachdruck verboten, un- 
berechtigte Vervielfältigung untersagt usw.). Er- 
forderlich ist nur eine Bezeichnung, aus der 
deutlich — leicht verständliche Abkürzungen 
sind zulässig — die l'atsache des Vorbehalts 
zum Ausdruck kommt 3). Hat ein Artikel mehrere 
Fortsetzungen, die als solche erkennbar sind, so 
genügt ein bei dem ersten Artikel angebrachter 



>) Dieser Schatz besteht auch, wenn der Artikel wegen 
S:e8etzwidri({en Inhalts verboit^i ist. Auf den Charakter des 
.Werkes kommt es nicht an. (Vergl. Allfeld, Seite 38/39.) 

^ Aus Zeitschriften dürfen «einzelne Artikel" überhaupt 
nicht abgedruckt werden. Eines Vorbehalts der Rechte bedarf 
es also hier nicht; vergl. oben Seite 31/32. 

3) Vergl. Allfbld, Seite 160 No. 5. 
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Vorbehalt zum Schutze der übrig-en. Selbst- 
verständlich hat ein erst am Schluß einer 
Artikelserie angebrachter Vorbehalt bezfiglicb 
der vorher erschienenen Artikel nur die Bedeutung, 
daß ein künftiger hh^rud^ unerlaubt ist^). Er- 
scheinen die ersten Artikel ohne Vorbehalt, so 
steht ihrem Abdrucke nichts entgegen 2). Eine 
Verpflichtung abzuwarten, ob etwa am Schluß 
der Serie der Vorbehalt nachgeholt wird, besteht 
nicht. 

Als ausreichende Erklärung des Vorbehalts 
ist es auch anzusehen, wenn die Artikel, bezüg- 
lich derer der Vorbehalt gemacht wird, mit einem 
deutlichen Zeichen (z. B. einem Stern) versehen 
sind, das an einer leicht in die Augen fallenden 
Stelle erklärt wird. Nach der Bedeutung eines 
Zeichens lange zu suchen, kann einer Zeitung 
nicht zugemutet werden 3j. 

Der Vorbehalt muß sich speziell auf einen 
bestimmten Artikel beziehen. Ein allgemeiner 
Vorbehalt an der Spitze der Zeitung*, durch den 
allen in der beireffenden Nummer enthaltenen 
Artikeln gegenüber der Nachdruck verboten wird^ 
ist ^wirkungslos*). 

4. Amtliche Schriften, Vorträge und Reden. 

§6. 

Bei unsem Untersuchungen über die einzelnen 
Bestimmungen des § 10 haben wir als Voraus- 
setzung eines urheberrechtlichen Schutzes wieder- 
holt den Umstand hervorgehoben, daß der in Frage 
stehende Zeitungsbeitrag nach den allgemeinen 

*) Verg'. Allfbld, Seite i6o Nr. 5. 

>) Beg^rQndung Seite a8, MÜLLER a. a. O., Seite 72. 

^ Komniiifsionsbericht Seite 31. 

^). Allfbld, Seite 160 No. 5, Müllbr, Seite 73 oben. 
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Grundsätzen des Urheberrechts geschützt wird. 
Es ergibt sich hieraus die Notwendigkeit, in den 
Kreis unserer Betrachtungen außer dem § i8 
auch noch sonstige Paragraphen des Urheber- 
rechtsgesetzes zu ziehen^in denen aus publizistischen 
Rücksichten gewissen an sich schutzfähigen 
geistigen Produkten kraft Ausnahmebestimmung 
der urheberrechtliche Schutz versagt wird. 
Nach § i6 ist 

zulässig der Abdruck von Gesetzbüchern, 
Gesetzen, Verordnungen, amtlichen Erlassen 
und Entscheidungen sowie von anderen 
zum amtlichen Gebrauche herg"estellten amt- 
lichen Schriften. 

Der Begriff der y^Gesetsbücher^ Gesetze^) 
und Verordnungen^ ist leicht verständlich und 
bedarf keiner weiteren Ausführung, natürlich 
handelt es sich um publizierte Gesetze usw. Die 
Entwürfe, Materialien, Motive genießen allgemeinen 
Schutz, sofern sie nicht zu der Klasse der 
n anderen amtlichen Schriften" zu zählen sind. 

Amtliche Erlasse und Entscheidungen sind 
behördliche Veröffentlichungen. Es ist nicht 
erforderlich, daß die Behörde eine staatliche ist; 
der § i6 bezieht sich in gleicherweise auf die 
ämtlichen städtischen und kirchlichen Erlasse. 
Auch Hirtenbriefe 2) z. B. können abgedruckt 
werden. Nicht jede behördliche Veröffentlichung 
fällt unter § i6, sondern nur eine solche, welche 
zu den der betreffenden Behörde kraft ihres 
Amtes obliegenden Pflichten gehört 3). Nicht 



*) Bezüglich der hier weni)|r interessierenden Geietz- 
Sammlungen vergl. Allfbld, Seite 149 No. 3, Sinaubr, 
Seite 25. 

2) ÄLLFBLD, Seite 150 No. 4b. 

3) Dambach, 50 Gutachten a. a. O., Seite 73 und 81. 
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dem Abdrucke freigegeben sind also wissen- 
schaftliche Publikationen, die nur im Auftrage 
einer Behörde verfaßt sind. Urteile der Gerichte 
aber können trotz der in den Entscheidungs- 
gründen enthaltenen oft sehr wertvollen geistigen 
Arbeit als „amtliche Entscheidungen"* stets ab- 
gedruckt werden, jedoch nur die Urteile als 
solche. Macht eine Zeitung ein gerichtliches 
Urteil zum Ausgangspunkt eigener wissenschaft- 
licher oder kritischer Bemerkungen, so sind diese 
als „Ausarbeitung** bezw. „Artikel" gemäß § i8 
geschützt 1). 

Das Reichsgericht hatte sich in letzter Zeit 
wiederholt mit dem Nachdrucke von Gerichts- 
entscheidungen zu beschäftigen und hob die 
freisprechenden Urteile der Strafkammern fast 
stets mit der in der Entscheidung vom 24. Ok- 
tober 1902 (vergl. Hanauer a. a. O., Seite 151) 
angegebenen Begründung auf, der Wiedergabe 
des Inhalts einer gerichtlichen Entscheidung, 
welche erkennbar den Zweck verfolge, zum 
Verständnisse einer gesetzlichen Vorschrift bei- 
zutragen und sie so dem Interessentenkreise zu- 
gänglich zu machen, lasse sich der Charakter 
der Wissenschaftlichkeit nicht von vornherein 
absprechen. Diese Begründung ist keineswegs 
einwandfrei. Denn der Charakter der Wissen- 
schaftlichkeit allein ist nicht entscheidend, maß- 
gebend ist vielmehr vor allem die Frage, ob 
die Bearbeitung der Entscheidung als ein Pro- 

>) Hierher ([rehören i . B. die anläfllich des Erscheinens eines 
neuen Bandes von Reichsgerichtsentscheidunfren in der Deutschen 
Juristen-Zeitung^ veröffentlichten kritischen Betrachtung^en. Die 
bloOe Kürzung^ einer Gerichtsentscheidung^ dagegen oder ihre 
stilistische Aufputsung durch einige hergebrachte einleitende 
Worte wie: .eine für alle Kreise überaus interessante Ent- 
scheidung ßllte das Reichsgericht* usw. begründet keinen ur- 
heberrechtlichen Schutz. 
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dukt individueller geistiger Tätigkeit anzusehen 
ist oder nicht. 

Bei den üblichen, in den Zeitungen mitge- 
teilten Urteilen ist dies nicht der Fall. Den 
Verbuchen der sogenannten „Entscheidungs- 
Korrespondenzen", die kraft Ausnahmebestim- 
mung urheberrechtlich nicht geschützte geistige 
Arbeit der Urteilsfasser ihren gewerblichen 
Zwecken in der Weise nutzbar zu machen, daß 
sie ihre Urteilsstilisierungen für geschützte Aus- 
arbeitungen wissenschaftlichen Inhalts erklären 
und bei Abdruck mit Strafanzeige drohen, kann 
seitens der Redaktionen nicht energisch genug 
entgegengetreten werden. 

Der Begriff der ^andern amtlichen 
Schriften>^ deckt sich ungefähr mit dem der in 
§ 7c des Gesetzes vom 11. Juni 1870 dem Ab- 
druck freigegebenen „öffentlichen Aktenstücke und 
Verhandlungen aller Art." Zu diesen rechnete 
Dambach 1) „jedes Schriftstück, welches eine 
öffentliche Behörde oder ein öffentlicher Beamter 
über einen amtlichen Gegenstand aus amtlicher 
Veranlassung verfaßt", namentlich „amtliche 
Denkschriften, Entwürfe, Gutachten, Rechts- 
schrifteo, Berichte, Protokolle, Bescheide." Aber 
nur die von einer öffentlichen Behörde oder einem 
öffentlichen Beamten verfaßten Schriften — z. B. 
das von dem Mitgliede eines Medizinalkollegiums^ 
erstattete Gutachten — sind als amtliche 
Schriften schutzlos. Der § 16 umfaßt nicht wie 
der § 7c des früheren Urhebergesetzes den 
Gesamtinhalt der „öffendichen Aktenstücke", so 



^) Die Gesetzeebang^ des Norddeutschen Bandes a. a. O., 
Seite 93; verj;!. auch Enücheid. des Reichs-Obtr-HandeUgerichts 
Bd. 35 Seite 8^ 

^) Kommissionsbericht Seite 24. 
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daß die Privatperson, welche wissenschaftliche 
Sachverständigengutachten zu den Akten über- 
gibt , dadurch nicht des Rechts auf urheber- 
rechtlichen Schutz verlustig geht^). Ebenso 
sind auch die privaten Patentbeschreibungen 
geschützt, solange sie nicht in die amtliche 
„Patentschrift" aufgenommen sind 2). 

Als eine „amtliche Schrift" gilt femer ein 
Schriftwerk nur dann, wenn es zum amilichen 
Gebrauche hergestellt ist. Unter den § i6 
fällt aber nicht eine zwar behördliche, 
aber zum Gebrauche für das Publikum be- 
stimmte Publikation. Würde eine Zeitung 
z. B. den von der Generalverwaltung der könig- 
lichen Musseen zu Berlin herausgegebenen 
„Führer durch das „Kaiser Friedrich-Museum" 
abdrucken und ihren Lesern als Gratisbeilage 
verabfolgen, so würde sie sich des Nachdrucks 
schuldig machen. 

Eine bedeutsame Erweiterung der Abdrucks- 
freiheit im Zeitungswesen den Bestimmungen des 
§ i8 gegenüber ergibt sich sodann aus den 
Vorschriften des § 17. Nachdem ersten Absatz 
dieses Paragraphen ist zulässig: 

„die Wiedergabe eines Vortrages oder 
einer Rede in Zeitungen oder Zeitschriften, 
sofern der Vortrag oder die Rede Bestand- 
teil einer öffentlichen Verhandlung ist." 

Eine Verhandlung ist eine Veranstaltung, bei 
der eine Personenmehrheit zugegen ist und 



1) Vergl. Allfbld, Seite 151 bb. 

) Vergl. die ausführlichen Untersuchungren von SiNAUBR, 
Seite 34—30; auch Katz: Ist die Vervielfältigung der Beilagen 
der ausgelegten Patentanmeldungen usw. nach dem Entwürfe 
des Urheberrechtsgesetzes gestattet ? in der Zeitschrift .Gewerb- 
licher Rechtsschutf und Urheberrecht", 6. Jahrgang, Berlin 1901, 
Seite 89 ir. 
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bestimmte Angelegenheiten in Rede und Gegen- 
rede zur Erörterung kommen. Es muß eine 
Debatte stattfinden oder doch wenigstens vor- 
gesehen sein. Der Abdrucksfreiheit steht also 
nicht der Umstand entgegen, daß tatsächlich 
keine Diskussion stattfand. Dagegen werden 
Vorträge oder Reden nicht dadurch zum Bestand- 
teil einer Verhandlung, daß jemand zufällig und 
unbefugt an diese eine Debatte knüpft i). 

Eine Verhandlung ist öffentlich, wenn jeder- 
mann der Zutritt freisteht. Der Begriff der 
Oeffentlichkeit entfällt jedoch nicht schon dann, 
wenn aus gewissen Gründen bestimmten Personen 
(z. B. Frauen oder Kindern) der Zutritt verwehrt 
ist. Eine „öffentliche" Verhandlung braucht 
nicht die Besprechung öffentlicher Angelegen- 
heiten zum Gegenstande zu haben; nicht nur 
politische, sondern auch wissenschaftliche usw. 
Versammlungen sind öffentlich im Sinne des 
§17, sofern die sonstigen Voraussetzungen der 
Oeffentlichkeit vorliegen 2). 

In der Reichstagskommission ^) wurde im Lauie 
der Beratung von verschiedenen Seiten die Frage 
aufgeworfen, ob die Reden^ die ein Monarch 
oder ein Minister bei Gelegenheiten halte, die nicht 
als öffentliche Verhandlungen angesehen werden 
können (Vereidigung der Rekruten, Gastmählern) 
nachgedruckt werden dürfen, wiewohl auch 
diese Reden oft dem Zwecke der Belehrung 
dienten. 

Zur Beantwortung dieser Frage gab der 
Herr Staatssekretär die Erklärung ab, daß nach 



') So richtig Allfbld, Seite 154 c , anderer Meinung und 
unrichtig Müller, Seite 67. 

^ Ver^l. Allfbld, Seite 153/154. 
^ Bericht der Kommission Seite 36. 
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der Auffassung der Regierung Reden von 
Monarchen und Ministern nicht unter das Gesetz 
fielen. Auch bisher sei solchen Reden niemals 
der Schutz des Urheberrechts zugesprochen 
worden. 

Die Kommission schloß sich einstimmig 
dieser Auffassung an und einigte sich dahin, daß 
Reden von Monarchen und Ministern nicht unter 
dem Schutze des Urheberrechts stehen, daß 
sie vielmehr für den Abdruck vollständig frei 
sind. 

Daß die Ansicht der Kommission in dem 
Gesetz irgend welchen erkennbaren Ausdruck 
gefunden hat, kann nicht behauptet werden, doch 
werden sich Schwierigkeiten aus dem Mangel 
einer positiven Bestimmung für die Praxis nicht 
ergeben, da die Vervielfältigung der in Frage 
stehenden Reden stets dem Willen der Redner 
entsprechen wirdi). 

Der Abdruck der Vorträge und Reden im Sinne 
des § 17 Abs. i ist nur in Zeitungen oder Zeit- 
schriften gestattet. Unzulässig wäre also auch 
die Vervielfältigung in einer der Zeitung als 
Sonderbeilage beigegebenen Broschüre. 

Nach dem 2. Absatz des § 17 ist zulässig: 
„Die Vervielfältigung von Vorträgen oder Reden, 
die bei den Verhandlungen der Gerichte, der 
politischen, kommunalen und kirchlichen Ver- 
tretungen gehalten werden. 

Eine Beschränkung der Abdrucksfreiheit auf 
Zeitungen oder Zeitschriften findet hier nicht 
statt. Der Begriff der Gerichte ist weit zu 
fassen. Die zitierte Bestimmung des § 17 be- 
zieht sich nicht nur auf Zivil- oder Strafgerichte^ 



1) Vergl. Allfsld, Seite 155, MÜLLBR, Seite 68. 



-^ 64 - 

sondern auch auf Verwaltungs-, Gewerbe-, Kauf- 
cnannsgerichte, Gerichte beim Patentamt, beim 
Reichs versicherungsam t usw. 

Als politische Vertretungen kommen in Be- 
tracht: Der Reichstag, die Landtage, die 
Provinzial-, Kreis- und Distriktsvertretungen ; als 
kommunale: Magistrate, Stadtverordneten- 
koUegien usw., als kirchliche: Gemeindevertre- 
tungen, Synoden usw. 

Vorträge und Reden im Sinne des § 17 
Abs. I und 2 1) dürfen nur als solche abgedruckt 
werden, d. h. nur in der Form in der sie ge- 
halten werden. Auch der Abdruck gekürzter 
Reden und Vorträge ist zulässig, jedoch nicht 
^ine abgekürzte Bearbeitung"^, Die in den 
Zeitungen enthaltenen Parlamentsberichie^ welche 
meist das Wesentliche der Verhandlungen heraus- 
greifen und durch verbindende Worte zu einem 
zusammenhängenden Ganzen gestalten, fallen 
<leshalb nicht unter den § 17, charakterisieren 
sich vielmehr als bedingt geschützte „Artikel" 
im Sinne des § 18 Abs. i. 

Berichte Ober wissenschaftliche Vorträge, die 
Bestandteile einer öffentlichen Verhandlung sind, 
werden sich auch häufig als „Ausarbeitungen" 
im Sinne des § 18 Abs. 2 darstellen. 

Die üblichen Gerichtsberichte dagegen sind 
•unseres Erachtens dem Abdruck freigegeben; 
<lenn sie beschränken sich auf die Wiedergabe 
bestimmter Tatsachen mit oder ohne stilistische 



^) Die Bestimmung des Abs. 3, daO die Vervielfältigfung 
unzulässig ist, wenn sie in einer Saromlnnj^ erfolet, die der 
Hauptsache nach Reden desselben Verfassers enthält, mteressiert 
tm Rahmen unserer Abhandlung^ wenif. 

') Vergl. Allfbld, Seite 153 No. 3, MÜLLER, Seite 69, 
Motive, Seite 27. Diese Grundsätze gelten auch fllr eine in 
•öfTentlicher Gerichtssitzung mündlich publizierte Entscheidung. 
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Verbrämung und können deshalb als ,,vermischte 
Nachrichten tatsächlichen Inhalts" abgedruckt 
werden. Die üblichen Parlamentsberichte 
können als vermischte Nachrichten tatsächlichen 
Inhalts deshalb nicht angesehen werden, weil sie 
nicht den Zweck haben, bestimmte Tatsachen, 
sondern die Gedanken der parlamentarischen 
Redner in individueller Bearbeitung mitzuteilen. 
So erstreckt sich denn auch die den gewöhnlichen 
Gerichtsberichten gegenüber regelmäßig zu ge- 
währende Abdrucksfreiheit nicht auf ^Bear- 
beitungen" großer Plaid oyers, auf ProzeÖglossen, 
Prozeßstimmungsbilder usw. Diese sind als 
Ausarbeitungen unbedingt bezw. als Artikel be- 
dingt geschützt. 

5. Entlehnungen. 

§7. 
Erfüllt ein Zeitungsbeitrag die Bedingungen, 
an die § 18 seine Schutzfähigkeit knüpft, so ist 
nicht nur der Abdruck des gesamten Artikels, 
sondern auch die teilweise Vervielfältigung un- 
zulässig. Diese jedoch ist scharf zu unter- 
scheiden von der sogenannten Entlehnung^ deren 
nähere Voraussetzungen im § 19 des Urheber- 
rechtsgesetzes normiert sind. Nach § 19 ist die 
Vervielfältigung eines an sich schutzfähigen 
Geistesproduktes zulässig, wenn einzelne 
Stellen oder kleinere Teile eines Schrift- 
werkes, eines Vortrags oder einer Rede 
nach der VeröiBfcntlichung in einer selbst- 
ständigen literarischen Arbeit angeführt 
werden 1). Das Recht des „Zitierens** fremder 



Nach § a5 mufl die Qv^/Zs bei jeder Entlehontifi; deutlich 
ftng^egeben werden. 
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geistiger Erzeugnisse nach ihrer Veröffentlichung 
ist wie Dambach 1) treffend ausführt, notwendig 
„im Interesse der freien wissenschaftlichen 
Forschung, der Fortentwicklung der Literatur, 
der Erziehung und Bildung des Volkes". Von 
diesem Rechte müssen die Zeitungen, welche 
für einen großen Teil der Bevölkerung die einzige 
geistige Nahrung bilden, die einzigen Vermittler 
der fortschreitenden geistigen Kultur sind, in 
gewissenhafter Erfüllung der ihnen obliegenden 
publizistischen Pflichten den ergiebigsten Gebrauch , 

machen. Sie müssen die Erscheinungen des 
Büchermarkts kritisch beleuchten, zu Aufsätzen 
anderer Blätter, die Fragen von allgemeinem 
Interesse erörtern, Stellung nehmen und in dieser 
Tätigkeit zur Einführung des Lesers in den 
behandelten Stoff häufig einige besonders 
charakteristische Stellen des zu kritisierenden 
Werkes im Wortlaute anführen. Daß derartige 
Besprechungen in den meisten Fällen keineswegs 
eine teilweise unerlaubte Vervielfältigung des 
fremden Geistesproduktes bezwecken, scheint uns 
zweifellos. Leider aber ist die Rechtsprechung ' 

des Reichsgerichts unter Verkennung der wich- 
tigen Obliegenheiten der Presse als „Lebens- 
element der neueren Zeit" 2^ eher geneigt, einen 
strafbaren Nachdruck der zitierten Stellen anzu- 
nehmen, als den zitierten Stellen den Charakter 
einer selbständigen literarischen Arbeit zuzu- 
sprechen. 

Einen deutlichen Beweis dieser unseres Er- 
achtens keineswegs billigenswerten Ansicht 



^) Gesetzgebung des norddeutschen Bundes Seite 78. 

') HBYDBMANN • Dambach , Preufiische Nachdrncksgesetz- 
gebnng a. a. O. Seite 97. 
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bietet das in den Entscheidungen des Reichs- 
gerichts in Strafsachen Band 37 Heft 2 unter 
No. 95 (Seite 294) mitgeteilte Urteil i). Gegen 
dieses Urteil wendet sich auch Galli^) und 
meint zutreffend, „man sollte unter Berücksichti- 
gung eingewurzelter Gepflogenheiten der Tages- 
presse zu der Feststellung einer unter dem 
äußeren Anschein einer Besprechung beab- 
sichtigten Verbreitung des >Verkes nur da 
gelangen, wo für Annahme eines derartigen 
regelmäßig fehlenden Vorsatzes zureichende An- 
haltspunkte gegeben seien.** 

Zulässig ist die Entlehnung einzelner Stellen 
oder kleiner Teile eines Schriftwerkes, nicht je- 
doch einzelner ganzer Aufsätze, wenn auch deren 
Umfang nur gering ist. Derartige einzelne Auf- 
sätze dürfen nach § 19 Ziffer 2 in eine selbst* 
ständige wissenschaftliche Arbeit aufgenommen 
werden. Als eine solche aber kommt die Zeitung 
als Ganzes nicht in Betracht 3). 



1) Der Referendar Dr. H. hatte in den «PreuOischen Jahr- 
bQchern" einen sechs Seiten langen Artikel «Ober die Aussichten 
der jungten Juristen' veröffentlicht. Die .Kölnische Volks- 
zeitun{!;'' hatte in einer dreifiif^ Zeilen langen Notiz auf diesen 
Artikel aufmerksam gemacht und einer der H.schen Schrift 
entnommenen Tabelle eigene Betrachtungen über die Aassichten 
der jungen Juristen hinzugefügL Die Strafkammer des Kölner 
Landgerichts sprach den verantwortlichen Redakteur frei, das 
Reichsgerichts aber hob das Urteil auf mit der Begründung, 
es liege eine strafbare teilweise Vervielfältigung, keine Ent- 
lehnung im Sinne des § 19 des Urheberrechtsgesetzes vor, ein 
besonderes Recht der Tagespresse» Mitteilungen, wie sie sonst 
nach dem Gesetze vom 19. Juni 1901 verboten seien, zu 
machen, falls nur damit der Aufgabe der Tagesblfttter gedient 
werde, Besprechungen im Interesse der Allgemeinheit oder der 
Leiter oder gewisser Kreise der letzteren zu bringen, sei aus dem 
Gesetxe nicht zu entnehmen. 

*) In der Deutschen Juristenzeitung Berlin 1905 No. 5 Seite 
237/238. 

*) Vergl. WACHTBR a. a. O., Seite 20z, Dambach, Gesetzgebung 
Seite 81, Allfbld, Seite 170 oben, VoiGTLABNDBR, Seite 96. 
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6. Inserate. 

§ 8. 
Die Vorschriften des § i8 beziehen sich auf 
den gesamten Zeitungsinhalt, d. h. nicht nur auf 
den redaktionellen, sondern in gleicher Weise 
auch auf den Inseraten -Teil. Einen urheber- 
rechtlichen Schutz können allerdings Inserate in 
der Regel nicht beanspruchen, weil sie sich 
ihrem Wesen nach nicht als Erzeugnisse indi- 
vidueller geistiger Tätigkeit darstellen l), viel- 
mehr in der überwiegenden Zahl der Fälle die 
Mitteilung bestimmter Tatsachen bezwecken und 
deshalb der Klasse der „vermischten Nach- 
richten tatsächlichen Inhalts oder Tagesneuig- 
keiten** unterzuordnen sind. So können unseres 
Erachtens humoristische Familienanzeigen, ge- 
reimte Geschäftsprospekte usw. als vermischte 
Nachrichten tatsächlichen Inhalts stets abge- 
druckt werden. Zu bedenken ist auch, daß aus 
erklärlichen Gründen gegen eine möglichst 
große Verbreitung von Inseraten kaum jemals 
Einspruch erhoben werden wird. Charakterisiert 
sich aber ein Reklamegedicht 2), -Feuilleton oder 
-Artikel als selbständige Schöpfung, die nur 
einen Hinweis auf das betreffende Geschäft ent- 
hält oder lediglich gewisse geschäftliche Tat^ 
Sachen zum Ausgangspunkte eigener geistiger 
Produktionen macht, so kann diesen Schrift- 
werken der ihnen als „Ausarbeitungen** oder 
„einzelnen Artikeln** zukommende Schutz nicht 
deshalb abgesprochen werden, weil sie im In- 



JOLLY a.a.O. Seite 113; Köhler, Autorrecht Seite 293; 
WAcHTRK a. a. O. Seite 58; 'Schbblb a. a. O. Seite 8; All- 
FBLD Seite 144; Bericht der Kommission a. a. O. Seite aS. 

*) Man denke an die bekannten Reklamegcdichte der 
.Goldenen xio". 



- 69 - 

seraten- und nicht im redaktionellen Teile der 
Zeitung erschienen sind. 

Größere Bedeutung haben die Inserate als 
Gegenstand des gewerblichen Rechtsschutzes. 
Meist nämlich wird der Abdruck von Inseraten 
sich als unlauterer Wettbewerb gemäO § i des 
Wettbewerbsgesetzes darstellen. Ein viel zum 
Inserieren benutztes Blatt ist einer großen Ver- 
breitung gewiß und macht sich allein wegen 
des Annoncenteils vielen Lesern unentbehrlich. 
Es ist natürlich, daß das inserierende Publikum 
von der besonderen Wirksamkeit der in ein 
beliebtes Annoncenorgan eingerückten Anzeigen 
überzeugt ist. Druckt nun eine Konkurrenz- 
zeitung die Inserate einer anderen Zeitung ab, 
so ruft sie die Ueberzeugung hervor, daß ihre 
Bedeutung als bevorzugtes Insertionsorgan der 
der anderen Zeitung nicht nachstehe, gibt der 
Vermutung Raum, daß den bei ihr eingerückten 
Annoncen ein gleich guter Erfolg gesichert ist, 
und erweckt so mit Rücksicht auf die billigeren 
Anzeigegebühren, den niedrigeren Abonnements- 
preis oder sonstige Vorzüge den Anschein eines 
besonders günstigen Angebots, 

Die Frage, ob in der Aufnahme derartiger 
^^Fullinserate^^ eine Veranstaltung im Sinne 
des § I zu erblicken ist, ist von der Praxis in 
einheitlicher Rechtsprechung bejaht worden. 
Von besonderer Wichtigkeit ist die schon er- 
wähnte Reichsgerichtsentscheidung vom 5. März 
1901.I) Es heißt dort: „Daß der in einer Zei- 
tung erfolgte Abdruck von Inseraten aus einer 
anderen Zeitung als eine Veranstaltung im Sinne 



*) Vergl. BiRKBMBIHL, Der unlautere Wettbewerb erläutert 
durch die Rechtsprechung tum R.-G. vom 37. Mai 1896, Januar 
1903 Seite 13 Nr. 36. 
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des Abs. 4 des § i aufgefaßt werden kann^ 
unterliegt keinem Bedenken; denn da das Gesetz 
von bildlichen Darstellungen und sonstigen Ver- 
anstaltungen spricht und die Gleichstellung der- 
selben mit den eigentlichen Angaben auf der 
Wahrnehmung des Gesetzgebers beruht, daß 
die unlautere Reklame sich nicht nur mund- 
licher und schriftlicher Mitteilungen bedient, um 
den Anschein eines besonders günstigen An- 
gebots hervorzurufen, sondern zu diesem Zwecke 
auch bildliche und sonstige symbolische, graphi- 
sche Darstellungen benutzt, sind unter Veran- 
staltungen überhaupt in die äußere Erscheinung 
tretende Kundgebungen zu verstehen. Es kann 
daher, wenn auch im übrigen die Voraussetzun- 
gen der letzten Bestimmung gegeben sind, wenn 
insbesondere die Aufnahme der Inserate geeignet 
ist, den Anschein eines besonders günstigen An^ 
gebots hervorzurufen, von einem interessierten 
Gewerbetreibenden der Anspruch auf Unter- 
lassung des Abdrucks solcher Inserate mit Er- 
folg geltend gemacht werden." 

Wie die Aufnahme aller Füllinserate kann 
trotz der Bestimmung des § 16 des Urheber- 
rechtsgesetzes vom Standpunkt des unlauteren 
Wettbewerbs insbesondere auch unzulässig sein; 
der Abdruck behördlicher Anseifren aus einem 
Blatte, dem als amtlichem Publikationsorgane 
diese ausdrücklich zugewiesen sind. 

7. Titel und UntertiteL 

§ 9 
Dem Titel einer Zeitung ist ein urheber- 
rechtlicher Schutz nicht zuzusprechen, weil ihm 
die Eigenschaften eines Schriftwerkes fehlen. 
Der Titel ist lediglich eine Bezeichnung^ keine 
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künstlerische Gedankendarstellung l), mag zu 
seiner Bildung auch noch so gro(3e Geistes- 
arbeit aufgewendet sein. Der Titel ist auch 
nicht als schutzberechtigter Bestandteil eines 
Ganzen anzusehen. Die Ansicht Schäfers^), 
„der bloße Titel eines Werkes genieße als in- 
tegrierender Bestandteil desselben den gleichen 
Rechtsschutz gegen Nachbildung im Wege der 
Vervielfältigung wie das Werk selbst als ganzes*, 
ist durchaus irrig. 3) 

Zeitungstitel sind keine Warensetchen^) und 
können nicht als solche geschützt werden. Denn, 
wie das Reichsgericht zutreffend ausführt, sind 
„Warenzeichen Merkzeichen, durch welche kennt- 
lich gemacht werden soll, daß die mit ihnen 
versehene Ware aus der Fabrik oder dem 
Geschäft eines bestimmten Gewerbetreibenden 
stammt. Der Titel einer Zeitung hat jedoch 
eine völlig andere Bedeutung. Er ist ihr Name^ 
den sie führen muß. Der Titel soll femer nicht, 
wie das Warenzeichen, auf einen bestimmten 
Geschäftsbetrieb hinweisen, vielmehr dazu die- 
nen, das journalistische Unternehmen in seiner 
Individualität zu kennzeichnen und zugleich es 
zu ermöglichen, mit diesem Unternehmen in 
Verbindung zu treten. . . .** 



1) KoHLBR, Autorrecht Seite 361 ; WAcHTBR, Autorrecht 
Seite 53; Allfbld Seite 45; Sinaubr Seite 41; Kohlbr, 
Ueber das Recht an Zeitungsartikeln, Separatabdruck aus dem 
Zentralblatt fflr die juristische Praxis von Hbllbr, Wien 
Seite 2; BRANDlSy Rechtsschutx der Zeitungs- und BQchertitely 
Berlin x8q8 Seite za. 

^ «Gewährt das Urheberrechtsgesetz einen Schutz gegen 
unbefugte Titelentnahmen ?" in der Zeitschrift MGewerblidier 
Rechtsschutz und Urheberrecht", Berlin 1903, 8. Jahrgang Nr. i 
Seite 9. 



>> Vergl. SiNAüBR Seite 4a. 



*) Brandis a. a. O. Seite 16 ff.; Entscheidungen des Reichs- 
gerichts in Strafsachen Band a8 Seite 280 ff. 
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Sedes materiae für den Schutz der Zeitungs- 
titel ist der § 8 des Gesetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs, der lautet: 

„Wer im geschäftlichen Verkehr einen 
Namen, eine Firma oder die besondere 
Bezeichnung eines Erwerbsgeschäfts, eines 
gewerblichen Unternehmens oder einer 
Druckschrift in einer Weise benutzt, 
welche darauf berechnet ist, Verwechs- 
lungen mit dem Namen, der Firma oder 
der besonderen Bezeichnung hervorzurufen, 
deren sich ein anderes befugterweise be- 
dient, ist diesem zum Ersätze des Schadens 
verpflichtet. Auch kann der Anspruch auf 
Unterlassung der mißbräuchlichen Art der 
Benutzung geltend gemacht werden.** 

Unzulässig ist nicht die Benutzung eines Zei- 
tungstitels schlechthin, sondern nur diejenige, 
welche geeignet ist, Verwechslungen hervorzu- 
k'ufen. Es ist also gestattet, mit dem Titel 
einer Zeitung eine Novelle, ein Theaterstück, 
ein Buch zu bezeichnen. Auch steht dem nichts 
im Wege, den Titel einer Fachzeitschrift der 
Beilage einer Zeitung als Namen zu geben, 
z. B. eine juristische Beilage „das Recht", 
^Gesetz und Recht", eine medizinische „medi- 
zinische Wochenschrift" usw. zu nennen. Voraus- 
setzung <]es Schutzes ist, daß der Titel ein in- 
dividuelles, eigenartiges Gepräge hat. Allgemeine 
Bezeichnungen wie Tageblatt, Anzeiger, Neueste 
Nachrichten ohne die individualisierende Orts- 
bezeichnung kommen als Gegenstand des Schutzes 
nicht in Betracht, i) 



1) MÜLLER, Unlauterer Wettbewerb a. a. O. Seite 150. 
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Für die Frage, welche Titelbenutzung Ver- 
wechslungen hervorzurufen geeignet ist, sind die 
verschiedensten Momente, von Bedeutung. Zu 
berücksichtigen ist in erster Reihe der Inhalt 
der Zeitung, ferner der Ort des Erscheinens, 
die Anordnung des redaktionellen Stoffes, die 
Art des Druckes, das Format und die Be- 
schaffenheit des Zeitungskopfes. Die Anwend- 
barkeit entfällt nicht, wenn bei einem gewissen 
Grade sorgfältiger Beobachtung eine Verwechs- 
lung ausgeschlossen ist. Dem Publikum ist die 
Anwendung dieser Sorgfalt nicht zuzumuten. 
Unzulässig wäre z. B. der Titel: „Berliner 
kleines Journal" neben dem „Kleinen Journal", 
„Berliner Nachrichten* neben den „Berliner 
Neuesten Nachrichten", „Neues Berliner Tage- 
blatt" neben dem „Berliner Tageblatt". 

Als unerlaubte Benutzung stellt sich auch 
eine zu Verwechslungen AnlaO gebende Ver- 
änderung des Titels dar. So ist nicht zuzu- 
lassen der Titel: „Tages-Rundschau" neben der 
„Täglichen Rundschau", „Berliner Zeitung am 
Abend" neben „Berliner Abendzeitung" usw.^) 

Als fraglich kann es erscheinen, ob durch 
den § 8 des Wettbewerbsgesetzes nicht nur 
die Haupttitel der Zeitungen, sondern auch die 
zur Bezeichnung bestimmter Rubriken verwen- 



^) Interessante Beispiele aus der französischen Praxis ent- 
hält POUILLBT, Trait^ aes Marques de Fabrique et de la Con- 
i:tirrence d^loyale 4. Aufl., Paris 189S, Nr. 639 ff., und ALLART, 
Tratte thdoriqae et pratique de la Concurrence d^loyale, Paris 
1892, Nr. 147, 148; verj^rl. auch Brandis a. a. O. Seite 4a ff. 
Danach sind z. B. g^eschQtzt die Titel: Les Petites Afficnes 
^cgren Les Petites Affiches da commerce, de l'induslrie et des 
arts; Le Journal des D^bats gegen Le Journal des D^bats in- 
dustriels et litteraires; Le Figaro gegen Le nouVeaa Figaro; 
Le Journal de Vienne gegen La Vienne; Le Matin gegen Le 
Mattq fran^ais, Le Petit Journal gegen Le Petit Journal 
Finanrier. 
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deten charakteristischen UnieriUel geschützt 
werden. Die aufgeworfene Frage ist mit 
Kohler 1) zu bejahen. Kohler führt treffend 
aus, daß derartige Ueberschriften sich oft einer 
großen Popularität erfreuen, als untrennbarer 
Bestandteil der Zeitung angesehen werden, und 
deshalb dem Verleger aus der unbefugten Be- 
nutzung eines solchen Untertitels in einem Kon- 
kurrenzblatte schwere Nachteile erwachsen 
können. Unzulässig wäre demnach beispiels- 
halber die Bezeichnung einer humoristischen 
Zeitungsbeilage mit dem Namen „Ulk", unzu- 
lässig auch die Benutzung bekannter Rubriken- 
überschriften des „Ulk" wie „Nunne", „Frieda 
Klapperschlange". Unlauterer Wettbewerb wäre 
ferner die Entlehnung des Untertitels „Stamm- 
tischreden des Rentier Mudicke" aus der „Ber- 
liner Morgenpost", oder um Beispiele aus be- 
kannten Zeitschriften zu nehmen, der Rubrik 
„Schnitze und Müller" aus dem „Kladderadatsch", 
„Lattenfritze" aus den „Lustigen Blättern", 
„Tagebuch des Leutnants von Versewitz" aus 
der „Jugend". Selbstverständlich ist, daß farb- 
lose Untertitel keinen Schutz finden. Eine „ju- 
ristische Rundschau", eine Rubrik „Aus dem 
Berliner Leben** kann jede Zeitung einführen. 
Dagegen wären Untertitel wie: „Der Rechts- 
freund", „Berliner Luft", „Welt der Frau", 
„Der Arzt im Hause" usw. schutzfähig. 

Der Titelschutz beginnt mit der Veröffent- 
lichung des Titels. Als Veröffentlichung ist 
nicht erst die Ausgabe der ersten Nummer an- 
zusehen, sondern schon die an die Oeffentlich- 



^) Das Recht an Titeln und Untertiteln in einer Zeitunc^ in 
der Zeitschrift „Unlauterer Wettbewerb", Berlin 1904, 3. Jahrg. 
Nr. 12 Seite 107 ff. 
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keit gerichtete Ankündigung (Plakate, Annoncen 
usw.).^) Natürlich muO der Ankündigung in 
angemessener Zeit auch die Tat folgen. 

Schwieriger festzustellen ist der Zeitpunkt 
des Erlöschens des Titelschutzes. Er endet 
nicht^ wie der urheberrechtliche Schutz, durch 
Zeitablauf, was auch erklärlich ist, da das Inter- 
esse an der allgemeinen Benutzung eines Zei- 
tungstitels im Laufe der Jahre sich nicht ver- 
mindert, sondern erhöht. Er endet auch nicht un- 
bedingt dadurch, daß eine Zeitung ihr Erscheinen 
einstellt, denn häufig wird das Einstellen des Er- 
scheinens nur vorübergehend sein, und es würde 
dem Gefühl der Billigkeit widersprechen, wollte 
man dem Verleger die Fortführung eines be- 
kannten Blattes unter seinem alten Titel da- 
durch unmöglich machen, daß man die Be« 
nutzung des Titels sofort nach Einstellen des 
Erscheinens frei gäbe. Eine präzise Regel läßt 
sich nicht aufstellen, jeder konkrete Fall wird 
nach den jeweiligen Uoiständen zu beurteilen sein. 

Wird eine Zeitung behördlich unterdrückt^ 
so wird mit Brandis^) unterschieden werden 
müssen, ob die Unterdrückung ohne Bestimmung 
einer Zeitdauer erfolgt ist oder nur für be- 
stimmte Zeit. Im ersten Fall ist der Titelschutz 
erloschen, im zweiten nicht. Natürlich ist dem 
Verleger der dauernd unterdrückten Zeitung, 
um Verwechslungen auszuschließen, nicht ver- 
wehrt, das lesende Publikum darauf aufmerk- 
sam zu machen, daß die mit dem Titel des 
unterdrückten Blattes erscheinende neue Zeitung 
mit seinem früheren Unternehmen in keinem Zu- 
sammenhange steht. 

1) Verfrl. BrANdis a. a. O. Seite 51. 
*) A. a. O. Seite 52. 
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IIL Hauptteil: Die internationalen Reolits- 

bezielinngen. 

1. Die Bemer Konvention. 

§ 10. 
Mit Rücksicht auf den gänzlich unzureichen- 
den Schutz, welchen das inländische Recht den 
im Auslande begangenen Urheberrechts Verletzun- 
gen gegenüber bietet und bieten kann, regte 
sich in allen Kulturstaaten schon frühzeitig der 
berechtigte Wunsch, auf dem Wege des Staats- 
vertrages durch Verbürgung der Gegenseitigkeit 
einen wirksamen internationalen Schutz der 
geistigen Schöpfungen zu ermöglichen. Das 
Ergebnis dieser Bestrebungen ist eine Reihe 
bestimmter Literatur ab kommen^ von denen in 
Anbetracht ihres umfangreichen Geltungsgebietes 
das größte Interesse beansprucht: die Ueöerein- 
kunft betreffend die Bildung eines internatio- 
nalen Verbandes zum Schutze von Werken 
der Literatur und Kunst (sog. Berner Kon- 
vention) vom p. September i886^ später ab- 
geändert beziehungsweise erläutert durch die 
Pariser Zusatzakte und die Deklaration vom 
4. Mai i8p6. 

Der Verband der Berner Konvention umfaßt 
augenblicklich folgende Länder: Belgien, seit 
kurzem Dänemark, Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien, Haiti, Italien, Japan, Luxem- 
burg, Monako, Norwegen, Schweiz, Spanien, 
Tunis. Von diesen Staaten ist Norwegen nicht 
der Pariser Zusatzakte, Großbritannien nicht der 
Deklaration beigetreten. 

Die Berner Konvention gibt keine das Ur- 
heberrecht in allen Vertragsländern gleichmäßig 
festlegende Normen, sondern stellt nur den 
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Grundsatz auf, daß ^die einem der Verbands- 
länder angehörigen Urheber oder ihre Rechts- 
nachfolger in den übrigen Ländern für ihre 
Werke diejenigen Rechte genießen, welche die 
betreffenden Gesetze den inländischen Urhebern 
gegenwärtig einräumen oder in Zukunft ein- 
räumen werden" (Artikel 2). Gerade das Recht 
an Zeitungsartikeln und den Umfang der Ab- 
drucksfreiheit aber hat die Konvention, in rich- 
tiger Würdigung der großen Wichtigkeit eines 
ausreichenden internationalen Schutzes im Zei- 
tungswesen, durch bestimmte Vorschriften ge- 
regelt, welche ohne Rücksicht auf die oft mangel- 
hafte Gesetzgebung des Vertragslandes den Tages- 
schriftstellern ein Mindestmaß von Schutz ge- 
währleisten. 

Der Zeitungsparagraph der Berner Kon- 
vention in der Fassung der Pariser Zusatzakte 
ist der Artikel 7. Er lautet: 

Feuilletonromane, einschließlich der No- 
vellen, welche in einem Verbandsland in 
Zeitungen oder periodischen Zeitschriften 
veröffentlicht sind, können in den übrigen 
Ländern ohne Ermächtigung der Urheber 
oder ihrer Rechtsnachfolger weder im 
Original noch in Uebersetzung abgedruckt 
werden. 

Dasselbe gilt für die übrigen Artikel 
von Zeitungen oder periodischen Zeitschriften, 
wenn die Urheber oder Herausgeber in der 
Zeitung oder Zeitschrift, worin sie die 
Artikel bringen, ausdrücklich erklären, daß 
sie den Abdruck verbieten. Bei Zeit- 
schriften genügt es, wenn das Verbot all- 
gemein an der Spitze einer jeden Nummer 
ausgesprochen ist. 
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Fehlt das Verbot, so ist der Abdruck 
unter der Bedingung^ gestattet, daO die 
Quelle angegeben wird. 

Das Verbot findet jedoch bei Artikeln 
politischen Inhalts, bei Tagesneuigkeiten 
und „vermischten Nachrichten" keine An- 
wendung. 1) 

Der Artikel 7 unterscheidet bezüglich der 
Grenzen der Abdrucksfreiheit im Zeitungswesen 
ähnlich wie § 18 des deutschen Urheberrechts- 
gesetzes, dem ja die Bestimmungen der Berner 
Konvention als Vorbild gedient haben, 3 Klassen 
von Zeitungsbeiträgen. 

Unbedingt geschützt (Absatz i) sind die 
Feuilletonromane und Novellen. Der Begriff der 
„Novellen** ist weiter zu fassen, als es die 
Praxis gegenüber den „novellistischen Erzeug- 
nissen*' im Sinne des § 7 lit. b des Gesetzes 
vom II. Juni 1870 tat. Nach der Denkschrift 
zu der Pariser Zusatzakte 2) sind nämlich „unter 
Novellen, wie in Paris des näheren klargestellt 
worden ist, kleine Romane und Erzählungen, 



') Zur Vergleichungf diene der französische Text; 

Les romano-feuilletons, v compris les nouvelles, pabli^s 
dans les journaux ou recueils p^riodiques d'un des pays de 
l*Union, ne pourront &tre reproduits, en original ou en tra- 
duction, dans les autres pays, sans l*autorisation des auteurs 
ou de leurs ayants cause. 

II en sera de mcme pour les autres articies de journaux 
oü de recueils p^riodiqnes, lorsque les auteurs ou ^diteurs 
auront expressement declar^, dans le Journal ou le recueil 
m^me ou ils les auront fait paraitre, qu*Us en interdisent la 
reproduction. Pour les recueils, il suffit que rinterdiction sott 
faite d*une inani^re g^n^rale en t^te de chaque numero. 

A defaut dMnterdiction la leproduction sera permise ä la 
condition dMndiquer la aource. 

£n ancun cäs, Pinterdiction ne pourra s'appliquer aux 
articies de discussion politiques, aux nouvelles du jour et aux 
faits divers. 

>) Aktenstück 240 der 9. Leg.-Per. 1895/1897, 6. Auslage- 
band. 
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sowie unter Umständen auch Aufsätze zu ver- 
stehen, die nicht bloß Tatsachen enthalten, 
sondern auch mit Zutaten der Phantasie des 
Autors ausgeschmückt sind." Unbedingt geschützt 
sind also z. B. auch die Feuilletonplaudereien 
und feuilletonistischen Korrespondentenbriefe. 

Unbedingt freigegeben (Absatz 4) sind 
Artikel politischen Inhalts, Tagesneuigkeiten und 
vermischte Nachrichten. Als Artikel politischen 
Inhalts gelten nur solche, welche die Tages- 
politik betreffen, nicht aber Essays oder Studien 
über politische oder sozialpolitische Fragen,!) 
d. h. um in der Sprache des deutschen Gesetzes 
zu reden, nur „einzelne Artikel", nicht „Aus- 
arbeitungen". Was die Tagesneuigkeiten und 
die vermischten Nachrichten betrifft, so können 
wir auf unsere obigen Untersuchungen ver- 
weisen. Hervorzuheben ist nur, daf3 die unbe- 
dingte Abdrucksfreiheit sich nach der Berner 
Konvention nicht nur auf vermischte Nachrichten 
tatsächlichen Inhalts, sondern auf vermischte 
Nachrichten schlechthin erstreckt. Doch ist aus 
der Erklärung der Denkschrift bezüglich der 
Novellen (Aufsätze, die nicht bloß Tatsachen 
enthalten) zu entnehmen, daß der Begriff der 
vermischten Nachrichten sich in nicht eben 
anderen Grenzen bewegt, als wir sie für die 
vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
im Sinne des deutschen Urheberrechtsgesetzes 
festgelegt haben. 

Bedingt geschützt (Absatz 2) sind die übrigen 
Zeitungsartikel. Es gehören hierzu insbesondere 
auch die Ausarbeitungen wissenschaftlichen und 
technischen Inhalts, die nach §18 Absatz 2 des 

1) Denkschrift cur Berner Uebereinkunft: Drucksachen des 
Reichstags, 7. Leg^.-Per. I. Sess. 1887, Nr. 100 Seite 18. 
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deutschen Urheberrechtsgesetzes unbedingt ge- 
schützt sind. Diese Ausarbeitungen sind ebenso 
wie die übrigen einzelnen Artikel — sofern es 
sich nicht um unbedingt freigegebene Artikel 
politischen Inhalts handelt — nur dann ge- 
schützt, wenn sie mit der ausdrücklichen Er- 
klärung des Abdrucksverbots versehen sind. 

Die bei Fehlen eines Abdrucksverbots ge- 
währte Abdrucksfreiheit entfällt, wenn die 
Quelle nicht angegeben wird, d. h. der Abdruck 
ist nur unter der Bedingung der Quellenangabe 
gestattet. Unterläßt also die wiederabdruckende 
Zeitung die Angabe der Quelle, so liegt Nach- 
druck vor, nicht eine bloße Uebertretung, wie 
das deutsche Urheberrechtsgesetz in § 44 be- 
stimmt. Bezüglich des Umfangs der Quellen- 
angabe gilt in gleicher Weise das bei Erläute- 
rung des deutschen Rechts Gesagte. 

Wie bereits erwähnt, ist Norwegefi der 
Pariser Zusatzakte nicht beigetreten. Deutsche 
Zeitungsbeiträge werden demnach in Norwegen 
nur nach Maßgabe des Artikels 7 der Bemer 
Konvention vom 9. September 1886 geschützt, 
der bestimmt: 

Artikel, welche in einem Verbandslande 
in Zeitungen oder periodischen Zeitschriften 
veröffentlicht sind, können im Original oder 
in Uebersetzung in den übrigen Verbands- 
ländern abgedruckt werden, falls nicht die 
Urheber oder Herausgeber den Abdruck 
ausdrücklich untersagt haben. Bei Zeit- 
schriften genügt es, wenn das Verbot all- 
gemein an der Spitze einer jeden Nummer 
der Zeitschrift ausgesprochen ist. 

Dies Verbot soll jedoch bei Artikeln 
politischen Inhalts oder bei dem Abdruck 
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von l'agesoeuigkeiten und ,,verniischcen 
Nachrichten*^ keine Anwendung finden. 

Der Hauptunterschied zwischen dem Artikel 7 
der Berner Konvention und der Pariser Zusatz- 
akte liegt darin, daß nach der Bemer Kon- 
vention auch der Schutz der Feuilletoni*omane 
und -Novellen von dem Vorhandensein eines 
Abdrucksverbots abhängig ist, und daß ferner 
die Abdrucksfreiheit nicht die Angabe der Quelle 
zur Voraussetzung hat. 

2. Die Sonderabkommen. 

a) Die Uebereinkünfte mit Frankreich^ 

Belgien und Italien, 

% U. 

Nach dem Zusatzartikel der Bemer Kon- 
vention kamen die vertragschließenden Länder 
dabin überein, daß die Uebereinkunft in keiner 
Weise die weitere Geltung der zwischen den 
vertragschließenden Ländern gegenwärtig be- 
stehenden Abkommen berührt, insoweit als diese 
Abkommen den Urhebern oder ihren Rechts- 
nachfolgern weitergehende Rechte, als ihnen 
solche durch den Verband gewährt werden, ein- 
räumen, oder sonst Bestimmungen enthalten, 
welche dieser Uebereinkunft nicht zuwider 
laufen. 

Als solche den Urhebern in gewisser Hin- 
sicht weitergehende Rechte einräumende Spezial- 
konventionen kommen in Betracht: Die Ueber- 
einkünfie betreffend den Schutg an Werken 
der Literatur und Kunst: 

I. Zwischen Deutschland und Frankreich 
vom 19. April 1883, 
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2* zwischen Deutschland und Belgien vom 

\2, Dezember 1883, 
3, zwischen Deutschland und Italien vom 

20. Juni 1884, 

die in dem Artikel 5 ^) übereinstimmend fest- 
setzen: 

„Artikel, welche aus den in einem der 
beiden Länder erschienenen Zejtungen oder 
periodischen Zeitschriften entnommen sind, 
dürfen in dem anderen Lande im Original 
oder in Uebersetzung" gedruckt werden. 

Jedoch soll diese Befugnis sich nicht auf 

den Abdruck im Original oder in Ueber- 

f Setzung von Feuilleton-Romanen oder von 

Artikeln ^ über Wissenschaft oder Kunst 

beziehen. 

Das Gleiche gilt von anderen, aus Zei- 
tungen oder periodischen Zeitschriften ent- 
nommenen größeren Artikeln, wenn die 
Urheber oder Herausgeber in der Zeitung 
oder in der Zeitschrift selbst, worin die- 
selben erschienen sind, ausdrücklich erklärt 
haben, daß sie den Nachdruck untersagen. 

In keinem Falle soll die im vorstehen- 
den Absatz gestattete Untersagung bei Ar- 
tikeln politischen Inhalts Anwendung finden. ** 

Weitergehende Rechte gewährt der Artikel 5 
im Verhältnis zu der Berner Konvention ins- 
besondere insofern, als unbedingt geschützt 
sind nicht nur die Feuilletonromane, sondern 
auch Artikel über Wissenschaft und Kunst. 
Unter diesen sind unseres Erachtens Aus- 
arbeitungen wissenschaftlichen Inhalts im Sinne 



^) VergL Dambach, Der deutsch-französische Literar-Ver 
tragi Berlin 1883, Seite 16 ff. . 
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des § 18 Absatz 2 zu verstehen. Es muß sich 
aber um individuell geistige Schöpfungen han- 
deln, die einen wissenschaftlichen bzw. künst- 
lerischen Stoff zum Gegenstande haben und 
ihrem ganzen Wesen nach bezwecken, den 
Leser über bestimmte wissenschaftliche bzw. 
ästhetische Fragen zu belehren. 

Sodann enthält der Artikel 5 keine Bestim- 
mung, welche die Tagesneuigkeiten und vier- 
mischten Nachrichten unbedingt dem Abdruck 
freigibt. Im Verkehre Deutschlands mit Frank- 
reich, Belgien und Italien ist es also auch zu- 
lässig, derartige Zeitungsbeiträge, wenn sie sich 
als ^,größere Artikel** darstellen, durch den 
.Vorbehalt der Rechte zu schützen. Zu be- 
achten ist aber, daß größere Tagesneuigkeiten 
•und vermischte Nachrichten auf -bedingten 
Schutz nur dann Anspruch erheben können, 
wenn sie — was meist nicht der Fall sein wird 
— als nach allgemeinen urheberrechtlichen 
.Grundsätzen schutzfähige Schriftwerke anzu- 
sehen sind. Die übrigen Bestimmungen des 
Artikels 5 sind, als der Berner Konvention zu- 
widerlaufend, außer Kraft gesetzt. An ihre 
Stelle tritt der Artikel 7 in der Fassung der 
Pariser Zusatzakte. 

d) Die Uebereinkunft mit Oesterretck- Ungarn, 

§12. 
Ocsterreich-Ungarn gehört nicht dem Ver- 
bände der Bemer Konvention an. Die inter- 
nationalen Rechtsbeziehungen zwischen dem 
Deutschen Reiche und Oesterreich-Ungarn sind 
geregelt durch das Ueberetnkommen^ beireffend 
den Schuts der Urheberrechte an Werken der 
Literatur^ Kunst und Photographie zwischen 

6* 
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ddm Dtuischen Reiche und Oesierretck-Ungam 
vom jo. Dezember i3^, 

.Im Gegensatz zu den bisher erwähnten 
Literar-Konventionen enthält diese Uebereinkunft 
keine Bestimmungen über die Grenzen der Ab- 
drucksfreiheit im Zeitungs Wesen. E^ sind daher 
aus den allgemeinen Grundsätzen die für den 
Gegenstand unserer Abhandlung erforderlichen 
Konsequenzen zu ziehen. Das Uebereinkommen 
mit Oesterreich-Ungarn beruht auf dem Prinzip 
^tx formellen Resiproziiäl, Das einheimische 
Werk genteOt in dem Vcrtragslande den dort 
für Werke gleicher Art durch die inländische 
Gesetzgebung jeweils gewährten Schutz; der 
vertragsmäßige Schutz wird jedoch nicht ge- 
währt, wenn das Werk dort, wo es einheimisch 
isty überhaupt keinen gesetzlichen Schutz ge- 
nießt. (Artikel I.) i) Der Umfang des Schutzes 
der in Deutschland erscheinenden Zeitungs - 
beitrage in Oesterreich-Ungarn richtet sich also 
nach den in diesen Ländern geltenden gesetz- 
lichen Bestimmungen. 

Für Oesterreich^ d. h. für die im öster- 
reichischen Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder, kommt in Betracht der § 26 des 
Gesetzes vom a6. Dezember i8p^ betreffend das 
Urheberrecht an Werken der Literatur^ Kunst 
und Photographie. Es heißt dort: 

Durch den Abdruck einzelner Artikel, 
Telegramme und Tagesneuigkeiten aus 
öffentlichen Blättern wird ein Eingriff nicht 
begangen. 



1) Vergl. FULD, Der Schute österreichischer Zeitungen ia 
Deutschland in der Zeitschrift . Gerichtssaal " Band 63, Stutt- 
gart 1903, Seite 453 flF. 
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An belletristischen, wissenschaftlichen 
und fachlichen Artikeln jedoch besteht auch 
nach ihrem Erscheinen in einem öffentlichen 
Blatte das Urheberrecht, wenn an ihrer 
Spitze die Untersagung* des Nachdruckes 
ausgesprochen ist. 

Auf wissenschaftliche und Fachzeit- 
schriften finden die vorstehenden Be- 
stimmungen keine Anwendung. 

Das österreichische Gesetz kennt hiemach 
den unbedingten Schutz von Zeitungsbeiträgen 
überhaupt nicht. Bedingt geschützt sind belle- 
tristische, wissenschaftliche und fachliche Artikel, 
begrifflich vollkommen übereinstimmend mit den 
nach deutschem Recht unbedingt geschützten 
Ausarbeitungen wissenschaftlichen, technischen 
oder unterhaltenden Inhalts. Alle übrigen 
Zeitungsbeiträge, insbesondere auch die nach 
deutschem Recht bedingt geschützten „einzelnen 
Artikel", sind unbedingt dem Abdruck frei- 
gegeben. In O esterreich können also aus 
deutschen Zeitungen nicht nur vermischte Nach- 
richten tatsächlichen Inhalts und Tagesneuig- 
keiten, sondern auch einzelne Artikel ohne 
Quellenangabe abgedruckt werden, selbst wenn 
sie mit einem Vorbehalt der Rechte versehen 
sind. 1) 

Als fraglich kann es erscheinen, ob Aus- 
arbeitungen wissenschaftlichen; technischen oder 
unterhaltenden Inhalts, die: in deutschen Zei- 
tungen ohne den für das deutsche Recbtsgebiet 
überflüssigen Vorbehalt erscheinen, in Oester- 

^) Ebenso können innerhalb des cjeutschen Rechtsg^ebiets 
'einzelne Artikel aus österreichischen Zeitung;en trotz eines ct- 
' waigen Vorbehaltes der Rechte abgedruckt werden. Denn 
einzelne Artikel genieOen in Oestefreich überhaupt keinen ge- 
setzlichen Schutz. 



— ge- 
reich abgedruckt werden dürfen, weil das 
österreichische Gesetz derartige Artikel nur 
dann schützt, wenn an ihrer Spitze die Unter- 
sagung des Abdruckes ausgesprochen ist. Diese 
Frage ist zu verneinen,!) weil nach Artikel III 
des Uebereinkommens im Verhältnisse zwischen 
dem Deutschen Reiche und den im öster- 
reichischen Reichsrate vertretenen Königreichen 
und Ländern der vertragsmäßige Schutz von 
der Erfüllung nur der Bedingungen und Förm- 
lichkeiten abhängig ist, welche durch die Ge- 
setzgebung des Teiles vorgeschrieben sind, in 
dessen Gebiete das betreffende Werk ein- 
heimisch ist. 

Im Verhältnisse zwischen den Ländern der 
ungarischen Krone und dem Deutschen Reiche 
dagegen ist der vertragsmäßige Schutz davon 
abhängig, daß hinsichtlich der Bedingungen und 
Förmlichkeiten nicht nur den Gesetzen und 
Vorschriften des vertragschließenden Teiles, in 
dessen Gebiete das Werk einheimisch ist, son- 
dern auch den Gesetzen und Vorschriften 
des anderen Teiles, in dessen Gebiete der ver- 
tragsmäßige Schutz gewährt werden soll, ent- 
sprochen worden ist. (Artikel III Absatz 2.) 

Nach § p Ziffer 2 des ungarischen Gesetzes 
über das Urheberrecht vom 26. April 1884 
wird 

„als unbefugte Aneignung des Autorrechts 
nicht betrachtet: 

die Uebemahme einzelner Mitteilungen aus 
Zeitungen oder Zeitschriften, mit Ausnahme 



*) Vergl. VOM OtAVSKY, Der internationale Urhcberrechts- 

schutx zwischen Oesterreich und dem Deutschen Reiche nach 

dem Staatsvertrage vom 30. Dexember 1899, Berlin 1903» 
Seite 58. 
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der belletristischen und der Wissenschaft* 
liehen Aufsätze, ferner aller größeren 
Mitteilungen, an deren Spitze nicht das 
Verbot des Nachdruckes ausgedrückt «r* 
scheint." 

Ausarbeitungen wissenschaftlichen, tech- 
nischen oder unterhaltenden Inhalts (belletristische 
und wissenschaftliche Aufsätze) können also in 
Ungarn, wenn sie in Deutschland ohne Nach- 
drucksverbot erscheinen, abgedruckt werden, 
weil den nach ungarischem Rechte erforder- 
lichen Förmlichkeiten nicht genügt ist. Einzelne 
Artikel sind dagegen, wenn sie mit einem Vor- 
behalte der Rechte versehen sind, als größere 
Mitteilungen auch in Ungarn geschützt, jedoch 
nur gegen Nachdruck, nicht ohne weiteres auch 
gegen Uebersetzung. Das Uebersetzungsrecht 
muß in allen Fällen besonders vorbehalten 
werden, weil § 7 des ungarischen Gesetzes 
einen besonderen Vorbehalt des Uebersetzungs- 
rechts erfordert, und dieser nach Artikel ÜI 
Absatz 3 des Uebereinkommens als Bedingung 
und Förmlichkeit im Sinne des Artikels III an- 
zusehen ist. 

c) Die Uebereinkunft mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika, 
S 18. 
Ebenso wie Oesterreiph-Ungam sind auch 
die Vereinigten Staaten von Amerika nicht 
Mitglied des Verbandes der Bemer Konvention. 
Zwischen dem Deutschen Reiche und den Ver- 
einigten Staaten besteht eine Uebereinkunft 
über den gegenseitigen Schutz der Urheber^ 
rechte vom /j*. Januar 18^2^ nach der zwar 
den Bürgern der Vereinigten Staaten von 
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Amerika im Deutschen Reiche der den Reichs- 
angehörigen ziistehende urheberrechtliche Schutz 
im vollen Umfange gewährt wird, der -Schutz 
der deutschen Werke dagegen in Amerika von 
einer Fülle von Förmlichkeiten abhängig ge- 
ipacbt wird, die einen wirksamen Schutz, beson- 
ders auf dem Gebiete des Zeitungswesens, illu- 
sorisch machen. Maßgebend ist die Copyright- 
Akt vom j. Mars t8pi. Diese erfordert insbeson- 
dere als Voraussetzung!) des Schutzes deutscher 
Geisteserzeugnisse in Amerika die Hinterlegung 
zweier innerhalb der Grenzen der Vereinigten 
Staaten gesetzter und gedruckter Exemplare, iein 
Erfordernis, das für den deutschen Zeitungsschrift- 
steller aus erklärlichen Gründen unerfüllbar ist. 
Die Copyright- Akt hat jetzt mit Gesetzes- 
kraft vom j. Mars ipo^ eine den deutschen Ur- 
hebern günstigere Fassung erhalten. Es wird 
nämlich, bei Erfüllung gewisser Förmlichkeiten 
den deutschen Geistesschöpfungen, ohne daß die 
Hinterlegung zweier in Amerika hergrestellter 
Exemplare erforderlich ist, ein vorläufiger 
Schutz auf die Dauer von 1 2 Monaten gewährt. 
Ein endgültiger Schutz ist aber noch immer 
von der Hinterlegung zweier Kopien abhängig, 
die in Amerika gesetzt und gedruckt sind.^) 

>) Vergl. die ausführlichen Angaben bei Kuhlbnbbck a. a. 
O. Seite 319 ff. 

•) Wir entnehmen der Zeltschrift für gewerblichen Rechts- 
schutz und Urheberrecht 10. Jahrg. Nr. 3 Seite 90 folgende 
Uebersetsung der in Betracht kommenden Bestimmung: 

; Sofern der Urheber oder Eigentümer eines in einer fremden 
Sprache äbgefaOten Baches, das im Ausland vor dem Tage der 
Verö£fentlichang in diesem Lande erscheint — als B%xh im 
Sinne dieser Bestimmung mufi auch ein Zeitungsbeitrag gelten 
— -y oder seine Testamentsvollstrecker, Vertreter und Rechts- 
nachfolger ein vollständiges. Exemplar^ dieses Werks mit In- 
begriff aller Karten oder anderen Illustrationen innerhalb 
dreifilg Tagen nach der ersten Vcröffentlichnne des Buches im 
Auslande auf der Kotagreflbibliothek von Washington, Distrikt 
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Selbst wenki ein Zeituagsschriftsteller es sich 
nicht verdrießen lassen sollte, durch Erfüllung 
der erforderlichen Förmlichkeiten sdnen Artikeln 
einen vorläufigen Schutz zu sichern, so bleibt 
doch noch immer die bed^erliche Tatsache 
bestehen, daß deutsche Artikel, besonders 
Zeitungs-Romane und Novellen, nach Ablauf 
des Schutzjahres der rücksichtslosesten Aus- 
plünderung in den Vereinigten Staaten preis- 
gegeben sind; denn die Kosten eines Druckes, 
um den für die Erlangung des endgültigen 
Schutzes vorgeschriebenen Voraussetzungen zu 
genügen, wird kein deutscher Schriftsteller über- 
nehmen wollen. In Anbetracht der weitgehen- 
den den amerikanischen Bürgern in Deutsch- 
land gewährten Urheberrechte erscheint es als 



Colaxnbia, hinterlegen, und aaf genanntem Exemplar sowie auf 
allen von einem solchen Bach m den Vereinigrten Staaten ver- 
kauften oder vertriebenem Exemplar, sei es auf dem Titelblatt, 
sei es auf der unmittelbar darauf folgenden Seite einen Ver- 
merk betreffend den Vorbehalt des Urheberrechts im Namen 
des Eigentümers sowie das genaue Datum der ersten Ver- 
öffentlichung dieses Buches in folgender Fassung anbringen: 
•Published • . . igo. Privilege of Copyright in the United 
States reserved under the Act approved March 3, 1905 
by . . . .", und sofern er innerhalb zwölf Monaten nach der 
ersten Veröflfentlichung eines solchen Buches im Auslande den 
Titel diesetf Baches einreicht und zwei Exemplare in der Ur- 
sprache oder, nach seinem Belieben, zwei Exemplare in der 
uebersetzung desselben ins Englische, die von einem auf dem 
Gebiete der Vereinigten Staaten hergestellten Satz oder davon 
abgezogenen Platten gedruckt sein und den von der gegen- 
wärtigen Urheberrechtsgesetzgebung geforderten Urheberrecnts- 
vermerk enthalten mQssen, so sollen er und sie während einer 
Frist von a8 Jahren, vom Tage der Eintragung des Buchtitels 
oder der englischen Uebersetzang des Buches, wie oben vor- 
gesehen, an gerechnet, das ausschlieOliche Recht genieOen, das 
genannte Bucn zu drucken, zu veröffentlichen, zu verkaufen, zu 
ftbersetzen oder zu dramatisieren. Jedoch soll dieses Gesetz 
einzig und allein auf die BQrger oder Untertanen eines fremden 
Staats oder Landes Anwendung finden, welche den BQrgem 
der Vereinigten SUaten Amerikas den GenuO des Urheber- 
rechts auf wesentlich derselben Grundlage wie den eigenen 
BQrgem znsichem." 
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einfe dringende Aufgabe der Vereinigten Staaten, 
den Interessen der deutschen Urheben insbe- 
sondere der Zeitungs Schriftsteller, durch eine 
angfemessenere Gestaltung der intematioaaleB 
Rechtsbeziehungon entgegenzukommen. ' 
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